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Eine volniſihe Nrovokation 


Im Rahmen der kürzlich vom polniſchen Weſtverband veranſtalteten zehntägigen 
Propagandaaktion hielt der Schriftſteller Melchior Wankowicz in einer Reihe 
oſtoberſchleſiſcher Städte Vorträge über Maſuren. Was Wankowicz in dieſen Vor⸗ 
trägen ſeinen Zuhörern erzählt hat, hat er bereits in ausführlicher Form in einem Buche, 
das im November v. J. unter dem Titel „Natropach Gmetka“ („Auf den Spuren 
des Smentek“) erſchienen ift, von fih gegeben. Dieſes Buch hat in der geſamten polniſchen 
Preſſe, und auch vor allem in der Regierungspreſſe, eine niht nur anerfennende, 
ſondern geradezu begeiſterte Zuſtimmung gefunden. Es iſt bereits in zweiter Auflage 
herausgebracht worden; und der Verlag hat der Empfehlung der „Gazeta Polska“, es 
auch in einer verbilligten Volks ausgabe, die vor allem für die Jugend beſtimmt 
ift, herauszubringen, gern Folge geleiſtet. Ueberdies foll binnen kurzem eine franz ö⸗ 
ſiſche und eine engliſche Uleberſetzung erſcheinen. 

Das mehr als 360 Seiten umfaſſende Buch, das mit zahlreichen Bildern, Karten 
und Zeichnungen ausgeſtattet ift, ift das Ergebnis einer 35tägigen Reife, die 
Wankowicz im Sommer 1935, mit dem Empfehlungsſchreiben des Haupffchriftleiters einer 
bekannten Berliner Zeitung verſehen (), im Faltbobt, mit der Bahn, im Auto und zu 
Fuß in Begleitung ſeiner Tochter durch das ſüdliche und weſtliche Oſtpreußen gemacht hat. 
Das Buch ift im Stil einer politiſchen Reportage gehalten; es ift wir k⸗ 
ſam in der Aufmachung und ſkrupellos in der Behandlung der 
Wahrheit. Es entſpricht in feiner deutſchfeindlichen Tendenz durchaus den land- 
läufigen polniſchen Hetzſchriften, die ſich von Polen her mit Oſtpreußen befaſſen, alſo den 
Schriften von Szymanski, Srokowſki, Slawſki, Sukert, Prutenus 
und Giertych und ähnlichen polniſchen Propagandiſten, die es als ein „Unrecht“ 
bezeichnen, daß Oſtpreußen durch das Verſailler Diktat nicht ohne Volksbefragung dem 
polniſchen Staate einverleibt worden ift. Im Zeichen des deutſch⸗polniſchen 
Preſſeabkommens verdient daher nicht nur das Erſcheinen eines ſolchen Buches 
an ſich, ſondern auch die Tatſache ſeiner Billigung und Förderung durch die Kreiſe, die 
der Warſchauer Regierung ſehr naheſtehen, Beachtung. Und es erſcheint daher angebracht, 
einiges über Inhalt und Tendenz dieſes Buches zu fagen. 

Zunächſt eine Bemerkung über den Titel: © men te Ë — das foll (angeblich nach einer 
alten Sage) der böſe Geiſt Oſtpreußens ſein, ein Abgeſandter der Hölle, der in der 
Geſtalt des Deutſchen die Menſchen Oſtpreußens gegeneinander hetzt, fie zu allerlei 
Laſtern verleitet und ſie ihrer Seele beraubt. Der Titel des Buches ſoll alſo bedeuten: 
daß der Deutſche, gleichgültig ob er den Ordensmantel, den Paſtorenrock oder das Braun- 
hemd trägt, der ewige Fluch Oſtpreußens iſt. Dieſer Bedeutung des Titels entſpricht jede 
Seite des Buches. : 

8 8 nicht nach Oſtpreußen gekommen, um das Land mit ſeinen Menſchen, 
fo wie es ift, auf fidh wirken zu laffen, ſondern um ſich für die literariſche Verwertung 
feiner vorgefaßten Meinung das ausſchmückende Lokalkolorit“ zu be⸗ 
forgen. Die griftigen Anleihen, die er bei ſeinen propagandiſtiſchen Vorgängern macht, 
um ſeinen „perſönlichen Erlebniſſen“ den politiſchen Inhalt zu geben, liegen ſo offen zu 
Tage, daß man den mehrfachen Beteuerungen feiner „Unvoreingenommienheit“ keinen 
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Glauben zu ſchenken vermag. Typiſche Beiſpiele hierfür find die Fälle, in denen er ſich 
mit breiter Ausführlichkeit über angebliche deutſche „Terrorakte“ gegen die Träger der 
polniſchen Agitation im ſüdlichen Oſtpreußen ausläßt. Er tut ſo, als ob er während 
ſeiner Oſtpreußenreiſe dieſen, zumeiſt während der Abſtimmungszeit von 1920 ſpielenden 
Srelgniffen an Ort und Stelle nachgeſpürt hätte; in Wirklichkeit aber beſchränkt er 
ſich darauf, die alten, längſt zu einem feſten Beſtandteil der polniſchen Hetzliteratur 
gewordenen Greuelmärchen über die Fälle Linfa, Lanc, Burbulla, Kiwicki uſw. in 
die mehr perſönliche Form einer politiſchen Reportage umzugießen. An einer Stelle iſt 
er fo unvorſichtig, eine der trüben Quellen, aus denen er geſchöpft 
hat, zu nennen: er empfiehlt da nämlich ſeinen Leſern die von groben Verleumdungen 
Deutſchlands ſtrotzende Schrift von Bielſki, die der polniſche Weſtverband unter dem 
Titel „Das iſt Preußen!“ vor einigen Jahren herausgebracht hat. 

Wankowicz verſucht, ſich durch zahlreiche Zitate vor allem aus deutſchen Publikationen 
und durch häufige hiſtoriſche Abſchweifungen mit dem Nymbus der „objektiven 
Gründlichkeit“ und „wiſſenſchaftlichen Beleſenheit“ zu umgeben. 
Daß ihm aber die Befähigung fehlt, zu den Fragen der deutſchen und beſonders der oſt⸗ 
preußiſchen Geſchichte das Wort zu ergreifen, dafl ſollen nur einige Beiſpiele angeführt 
werden: Wankowicz erzählt, die aus Preußen ſtammenden Studenten der Univerſität 
Königsberg hätten ſich „noch im 14. Jahrhundert“ als der „polniſchen 
Nation“ zugehörend in die Matrikel der IIniverſität eingetragen, — die Univerſikät 
Königsberg wurde erſt im 16. Jahrhundert gegründet! Oder er erzählt, 
„Kurfürſt Albrecht“ habe Polen um militäriſchen Schutz gegen den deutſchen Saifer 
gebeten, — Albrecht aber war Herzog von Preußen und mit dem K ur für ften von 

randenburg durchaus nicht identiſch. Oder ein anderes Beifpiel: Nach Wankowicz 
hat fih die Union der proteſtantiſchen Kirchen im Jahre 1817 % unter der Herr⸗ 
ſchaft des Kaiſers“ vollzogen; er ſcheint nicht zu wiſſen, daß es um dieſe Zeit gar 
kein deutſches Kaiſerreich gab. Wankowicz hat auch entdeckt, daß die Stadt Königsberg 
von Tſchechen (]), die im 13. Jahrhundert unter Ottokar (von Böhmen) nach Preußen 
einwanderten (I), erbaut (J) worden iſt; daß diefe vom Orden gegründete Stadt lediglich 
u Ehren des Königs von Böhmen, der damals als Kriegsgaſt der deutſchen Ritter nach 
Bee gekommen war, ihren Namen erhalten hat, ſcheint dem polniſchen 

erfaſſer gleichfalls entgangen zu fein. Dieſe Beiſpiele einer kraſſen Unkenntnis 
geſchichtlicher Tatſachen ließen ſich beliebig vermehren. Sie reichen wohl 
aus, um die Fähigkeit e geſchichtliche Zuſammenhänge zu erz 
kennen, in Frage zu ſtellen. So z. B., wenn er hinter dem Auf ſtande des Ei- 
dechſenbundes gegen den Orden und hinter dem Widerſtande des oſt⸗ 
preußiſchen Adels gegen die Feſtigung der landesherrlichen Gewalt national⸗ 
politiſche Beweggründe und deutſchfeindliche Abſichten vermutet, ohne daran zu denken, 
daß das Beſtrebungen waren, die einzig und allein wirtſchafts⸗ und ſtandes⸗ 
egoiſtiſchen Motiven entſprangen und in der einer ſtraffen Zentralgewalt feind⸗ 
lichen Politik des Adels aller anderen Staaten, vor allem auch Polens (D, ihre 
Parallelerſcheinungen hatten. Die Abſicht, die Wankowicz mit derartigen, ſich durch ſein 
ganzes Buch hindurchziehenden Geſchichtskonſtruktionen verfolgt, liegt auf der Hand: 

ſtpreußen ſoll dem ſchlecht unterrichteten Leſer als ein Land vorgeſtellt werden, deſſen 
„unftillbare Sehnſucht nach Polen“ nur durch die unausgeſetzte Anwendung brutaler 
Gewalt von Seiten des herrſchenden Deutſchen (eben jenes die Seele des Volkes mordenden 
Smentek) unterdrückt werden konnte. 

Und hier wird ſeine Schrift zu einem Pamphlet. Er erhebt gegen das Deutſchtum 
den Vorwurf, die Bevölkerung Maſurens zum Saufen erzogen, ſie zu einer Maſſe 
von Giftmiſchern, Brandſtiftern und prozeßſüchtigen Streithähnen 
gemacht und ihr das moraliſche Rückgrat gebrochen zu haben. Er ergeht 
fih in beleidigenden Aeußerungen über die ſtraffe und difziplinierte Held des deutſchen 
Menſchen und er höhnt über die Achtung, die der Führer genießt, er bemitleidet die 
deutſche Jugend, von der er ſagt, ſie habe „das Lachen verlernt“, und er beſchimpft die 
Maſuren als „ein vernageltes Volk“, „deſſen Sprache von Schimpf⸗ 
wörtern ſtrotzt“, und das fih in den Kneipen, „die Flaſche in den verſchwitzten 
Händen haltend“, beſäuft. Die tiefe Gläubigkeit der Maſuren iſt ihm ein Gegenſtand 
billigen Spottes und eine Gelegenheit, politiſche Chancen für Polen zu prüfen. Er ſpricht 
über „die ſtädtiſche Maske Oſtpreußens“, die, wie er ſagt, überall „denſelben lackier⸗ 
ten, erſtarrten Ausdruck aufweiſt“. Immer wieder erſcheint in ſeinen Erzäh⸗ 
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lungen der Deutſche — fei es als Beamter oder Soldat, als Kreisleiter oder Gemeinde⸗ 
vorſteher, als Paſtor oder Arbeiter, als Bauer oder Kaufmann — in der Rolle eines 
Menſchen, der dem maſuriſchen Lande in tiefſter Seele weſensfremd ift. Wankowicz hat 
ſeiner Tochter unterwegs auf einem Jahrmarkt einen aus Pappmaché und Fell zuſammen⸗ 
geleimten, an einer Sprungfeder befeſtigten Affen gekauft; und dieſes „per krüppelte 
und unſympathiſche Ungeheuer“ erſcheint fortan in ſeinen Erzählungen als 
die Verkörperung des maſuriſchen Deutſchen: „Die Schnauze dieſes bös artigen 
Affen iſt mit ſchreiender roter und grüner Farbe bemalt. Der Körper iſt mit Kaninchen⸗ 
fell überzogen. Die Augen find böfe und die Schnauze ift demütig und zeigt keinen 
Schatten von Gutmütigkeit ...“ Alles, was Wankowicz über die Deutſchen 
ſagt, artet trotz ſeines Bemühens, geiſtreich zu wirken, in Beſchimpfungen aus. 


Wankowicz liebt es, ſehr ausführlich über die Subventionen zu reden, die Dft: 
preußen vom Reiche erhält. Er vertritt die übliche polniſche Theſe, daß „Oſtpreußen wirt- 
ſchaftlich nach Polen tendiere“ und nur in Verbindung mit dieſem ohne dauernde Subven⸗ 
tionen zu exiſtieren vermöge. Davon ſpricht er allerdings nicht, daß Gdingen aus⸗ 
ſchließlich durch ſtaatliche Subventionen aufgebaut worden iſt und daß deſſen Ausbau 
einen guten Teil Schuld am Ruin der polniſchen Volkswirtſchaft trägt. Auch darüber 
ſchweigt er ſich aus, daß Poſen und Pommerellen, die früher ihren Anteil an den 
Ueberſchüſſen des reicheren deutſchen Weſtens erhielten, heute zu Gunſten der anderen, 
ſtrukturfremden Teile des polniſchen Staates wirtſchaftlich ausgeſaugt, ſozial nivelliert 
und kulturell herabgedrückt werden. Aber es iſt Wankowicz ja auch nicht um eine ſachliche 
Unterſuchung wirtſchaftlicher Zuſammenhänge zu kun. Es kommt ihm nur darauf an, 
die Zugehörigkeit Oſtpreußens zum Deutſchen Reiche als „einen unnatürlichen und lediglich 
auf Gewalt beruhenden und durch Gewalt aufrechtzuerhaltenden Zuſtand“ zu ſchildern! 

In dieſem Sinne ift der Leitgedanke feines Buches die Theſe vom „polni⸗ 
ſchen Volkstum“ Maſurens, des ſüdlichen Ermlandes und des Stuhmer Gebietes. Er 
muß freilich zugeben, daß er perſönlich in Maſuren keinen Volkstumskampf hat feſtſtellen 
können, und an einer Stelle gibt er ſelbſt zu: „Vielleicht fehe ich die Dinge 
zu ſehr ſo, wie ich ſie ſehen möchte“. Und in der Tat iſt alles, was er 
über die maſuriſche Bevölkerung ſagt, nichts anderes als ein Ausdruck feiner politifchen 
Wünſche. Die Gaſtfreundſchaft eines maſuriſchen Bauern wird in ſeiner Darſtellung 
zum Beweis irgendeiner heimlichen Sehnſucht der Bevölkerung dieſes Landes nach Polen. 
Krampfhaft bemüht er ſich, die „Gleichheit“ des maſuriſchen Hausdialektes mit der polni⸗ 
ſchen Sprache und den Umſtand, daß dieſer Dialekt neben der allgemein verbreiteten 
deutſchen Sprache bei einem Teil der Bevölkerung auch gegenwärtig noch im Gebrauch 
ift, als den Ausdruck einer irgendwie „ polniſchen Gesinnung glaubhaft zu machen. Immer 
wieder kommt er in gefühlvollen Worten auf „die heimliche Liebe zur polniſchen Sprache“ 
zu ſprechen, die „für dieſe Leute etwas Süßes, das Aroma einer verbotenen Frucht“ 
an ſich habe! 

Das Perſönliche deutet Wankowicz gern ins Allgemeingültige um. Er 
tritt irgendwo (mit einer entſprechenden Empfehlung verſ ehen) in das Haus eines Polniſch⸗ 
Ae bei dem er Aufnahme findet und die ihm genehmen Anhaltspunkte für ſeine 
Reportage erhält; und dann ſchreibt er z. B. folgende Sätze: „Ich bin hier fremd und 
gleichzeitig zu Hauſe. Die Herzen der Menſchen öffnen ſich mir, und ich weiß, daß das 
alles nicht mir gilt, ſondern der Geſchichte, der Stimme des Blutes und des Landes“. 
Seinen Erzählungen nach hat Wankowicz während ſeines Aufenthaltes im ſüdlichen Oſt⸗ 
preußen im ganzen mit zwei bis drei Dutzend Leuten geſprochen, deren Meinungs⸗ 
äußerungen ihm für den politiſchen Propagandazweck ſeines Buches verwertbar erſchienen. 
Dabei iſt nun bemerkenswert, daß er, was Maſuren anlangt, mit dieſer geringen Zahl 
von Menſchen ſo ziemlich den ganzen Umkreis der im Dienſte der polniſchen Agitation 
ſtehenden Leute abgegraſt hat. Es iſt aber klar, daß gerade dieſe Leute, die in keinem 
Kontakt mit der Bevölkerung ſtehen und als Außenſeiter bekannt ſind, am wenigſten dazu 
berufen find, über die nationalen und politiſchen. Verhältniſſe Maſurens glaubwürdige 
Urteile zu fällen. Es ift das Charakteriſtiſche der politiſchen Reportage, daß fie ihrem 
Verfaſſer die el gibt, durch die Schilderung perſönlicher Eindrücke die 
allgemeinen Verhältniſſe in die von ihm gewünſchte Beleuchtung zu ſetzen, ohne 
daß der Verfaſſer gezwungen iſt, unmittelbar auf die allgemeinen Verhältniſſe zu ſprechen 
zu kommen. Gerade deshalb aber ſetzt die politiſche Reportage bei ihrem Verfaſſer 
einen beſonders hohen Grad ſachlichen Wiſſens und politiſcher Wahrheitsliebe voraus. 
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Was nun die Kenntniſſe Wankowiczs auf geſchichtlichem Gebiet anlangt, ift an Hand 
einiger charakteriſtiſcher Beiſpiele bereits dargelegt worden. Es bleibt noch die Frage 
ſeiner Wahrheitsliebe zu prüfen. Und hier muß nun feſtgeſtellt werden, 
daß dieſer Verfaſſer eines von den polniſchen Regierungs- 
kreiſen mit Begeiſterung aufgenommenen Buches ſchwerlich 
anders denn als notoriſcher Lügner bezeichnet zu werden verz 
dient. Dieſer peinliche Charakterzug des in Polen gefeierten Schriftſtellers tritt z. B. 
beſonders kraß bei der Wiedergabe von Zitaten aus deutſchen Publi- 
kationen zu Tage. Es fällt von vornherein auf, daß es Wankowicz durchweg 
vermeidet, die Quellen feiner Zitate durch Titel-, Seiten⸗ und Zeitangaben namhaft und 
kontrollierbar zu machen. Macht man ſich aber trotz diefes unfairen Verfahrens einmal 
die Mühe, dieſes oder jenes von Wankowicz angeführte Zitat an Hand der Quelle zu 
überprüfen, dann kommt man zu dem Ergebnis, daß die betreffende Stelle von 
Wankowicz gefälſcht oder ſinnentſtellend gekürzt worden ift, etwa 
dadurch, daß nicht zuſammengehörende Teile verſchiedener Sätze zu einem neuen Satze von 
ganz anderer Bedeutung zuſammengeſtellt worden find. Es kommt aber auch vor, 
daß Wankowicz einfach angebliche Aeußerungen deutſcher Ver⸗ 
faſſer erfindet. So z. B. hat Max Worgitzki die ihm von Wankowicz unterſtellte 
Aeußerung, daß Deutſchland mit den deutſchen Stimmen allein das Abſtimmungsgebiet 
nicht wiedergewonnen hätte, niemals getan und natürlich auch nirgends niedergeſchrieben. 
Die Abſicht, ſich einer unangenehmen Kontrolle ſeiner Angaben zu entziehen, ſcheint 
Wankowicz auch bei feinen, hie und da eingeſtreuten ſtatiſtiſchen Angaben 
geleitet zu haben. Es bleibt völlig unklar, woher feine Zahlenangaben etwa über die 
polniſchen Wahlſtimmen oder über die Stärke des polniſchen Elementes in. Oſtpreußen 
ſtammen. Mit den amtlichen deutſchen Angaben, die hier allein maßgebend ſein können, 
ſtimmen die von Wankowicz vorgebrachten Zahlen jedenfalls nicht überein. Und es 
wird von dem polniſchen Berfaffer weder eine Quelle noch irgendeine Berechnungs⸗ 
grundlage verraten. 

Ein breiter Raum, nämlich ein reichliches Viertel des ganzen Buches, iſt der ausführ⸗ 
lichen Wiedergabe angeblicher deutſcher Terrorakte gewidmet. Wankowicz bedient ſich 
dabei des in der übelſten Emigrantenliteratur gebräuchlichen Stils. Ein ganzes Kapitel 
beſchäftigt fih z. B. mit dem Tode des Lehrers Lanc, der im Jahre 1934 in der von 
zwei Kindern (ſpäter nur noch von einem Kinde) beſuchten polniſchen „Schule“ in 
Piaſſutten gewirkt hat. Es iſt ſowohl von deutſcher Seite wie von der mediziniſchen 
panat der Univerfität Poſen feftgeftellt worden, daß der Tod dieſes Polen durch eine 

ohlenoxydgasvergiftung herbeigeführt worden ift. Wankowicz aber ſtellt den Fall in 
einer Weiſe dar, die im Leſer den Eindruck hervorrufen muß, als wäre Lanc das Opfer 
eines deutſchen Mordanſchlages geworden. Ein anderes Kapitel beſchäftigt ſich in der 
gleichen verlogenen Weiſe mit dem Fall Linka in Ortelsburg. Von dieſem Linka, der 
ſich im Jahre 1919 dazu hergegeben hat, als Strohmann der Polen nach Paris zu fahren, 
um von den dort verſammelten Feindmächten (gegen den geſchloſſenen Willen der maſu⸗ 
riſchen Bevölkerung) die abſtimmungsloſe Llebereignung des Landes an Polen zu fordern, 
behauptet Wankowicz, daß er von den Deutſchen geſteinigt und unter den Hohnreden 
deutſcher Amtsperſonen zu Tode gequält worden ſei. Tatſache iſt aber — und das kann 
auch Wankowicz nicht unbekannt fein —, daß Linka am 21. Januar 1920 bei einer 
Schlägerei in Ortelsburg leicht verletzt worden iſt, daß er nach einigen Tagen, während 
deren er ſich in Wawrochen aufgehalten hat, wieder völlig geſund nach Ortelsburg zurück⸗ 
gekehrt iſt; Tatſache iſt weiter, daß Linka fünf oder ſechs Wochen ſpäter wegen eines 
Krehsleidens, deſſentwegen er ſich ſchon ſeit längerer Zeit in ärztlicher Behandlung befand, 
ins Krankenhaus nach Alleinſtein gebracht worden iſt, wo er im April 1920 an Magen⸗ 
krebs ſtarb. Wie dieſer Fall, der dazu beſtimmt iſt, die polniſche Niederlage 
bei der Abſtimmung von 1920 zu „erklären“, ift auch alles andere, was Wan- 
kowicz über die Abſtimmungsvorgänge ſagt, glattweg erlogen. Eine Lüge iſt es z. B. 
auch, wenn er behauptet, daß Deutſchland darauf gedrungen habe, die Abſtimmung nicht 
unter der Parole „Deutſchland oder Polen“ ſondern unter der Parole Ə ft- 
preuß en oder Polen“ ſtattfinden zu laffen; eine Lüge deshalb, weil diefe letztere Parole 
Deutſchland von ſeinen Gegnern aufoktroyiert worden iſt, die damals unter polniſch⸗franzö⸗ 
ſiſchem Einfluß anſcheinend die Abſicht gehabt haben, Vorſorge dafür zu treffen, daß es 
ihnen auch in dem vorauszuſehenden Falle eines deutſchen Abſtimmungsſieges nicht an 
einem juriſtiſchen Vorwande fehlt, die von ihnen gewünſchte politiſche Trennung Oſt⸗ 
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preußens vom Deutſchen Reiche doch noch in die Tat umzuſetzen. Tatſache ift, daß die 
Abſtimmung von deutſcher Seite praktiſch unter der Parole „Deutſchland“ durch⸗ 
geführt worden iſt. Mit dieſen Beiſpielen, die die Verlogenheit des Wankowiczſchen 
Buches hinreichend beleuchten, ſoll es genug ſein. 


Es iſt klar, daß mit all dieſen Verdrehungen, Mißdeutungen, Verallgemeinerungen und 
Fälſchungen von Wankowicz eine beſtimmte politiſche Abſicht verfolgt wird: nämlich 
die Abſicht, im Leſer die Ueberzeugung zu wecken, daß Oſtpreußen „von Rechts wegen“ 
Polen zugeteilt werden müßte. Wankowicz ſagt ſelber, daß ſein Buch dazu beſtimmt iſt, 
im polnifchen Volke die Ueberzeugung zu wecken, daß ihm durch das Vorhandenſein einer 
„polnifchen Bevölkerung“ in Oſtpreußen die politiſche Verantwortung auferlegt werde, 
jetzt, da es ein freies Polen gebe, an die Verwirklichung bisher unerfüllt 
gebliebener Wünſche zu denken. Er rät der polniſchen Jugend, feinem Bei 
ſpiel zu folgen und nach Maſuren zu fahren, damit ſie den Wahnſinn dieſer 
Grenze erkenne und ſpäter einmal bereit ſei, die Fenſter nach Norden zu 
öffnen, damit es nicht ſtickig werde im polniſchen Hauſe. Polen, ſo ſchreibt er unter 
Hinweis auf Oſtpreußen, fei entweder zur Großmacht berufen oder zum Untergange ver- 
dammt. Um aber Großmacht zu ſein, das iſt der Sinn des Kapitels, in dem Wankowicz 
über die deutſche Aufrüſtung ſpricht, müſſe Polen Sorge tragen dafür, daß dieſe 
deuffche Baſtion im Nordoſten verſchwinde. „Wenn ihr“, fo läßt er in 
einer angeblichen Unterhaltung mit einem maſuriſchen Gemeindevorſteher feinen Geſprächs⸗ 
partner ſagen, „wenn ihr ſchon nicht den Korridor zurückgeben wollt, dann nehmt 
auch gleich Oſtpreußen dazu“. 

Wer Oſtpreußen kennt, der wird ſich durch ein Buch wie das von Wankowicz nicht 
beeindrucken laffen. Denn das, was dort nicht aus ſachlicher Unkenntnis oder aus pſycho⸗ 
logiſcher Verſtändnisloſigkeit heraus falſch dargeftellt ift, ift fo offenſichtlich erlogen, 
daß es auf einen Kenner Oſtpreußens mehr wie eine Charakteriſierung der polniſchen 
Mentalität als wie eine Beſchreibung oſtpreußiſcher Verhältniſſe wirkt. An denen aber, 
die die Lügen und Fälſchungen Wankowicz und ſeine mangelnden Sachkenntniſſe als 
ſolche erkennen, darf man die politiſche Bedeutung dieſes Buches nicht meſſen. Denn 
geſchrieben iſt das Buch ja für die, denen die Vorausſetzungen fehlen, ſeinen Inhalt 
kritiſch zu überprüfen. Der Fall Wankowicz beweiſt, daß die polniſche Oeffent⸗ 
lichkeit ein politiſches Buch nicht nach der Wahrheit ſeines 
Inhaltes, ſondern nach dem Grade ſeiner Deutſchfeindlichkeit 
wertet. Und er beweiſt weiter, daß Polen in dem Maße, in dem Deutſch⸗ 
land über den Korridor ſchweigt, ſeinen propagandiſtiſchen 
Angriff gegen Oſtpreußen verſtärkt, und zwar nicht nur im eigenen Lande, 
ſondern auch in den wefteuropäifchen Ländern. Es wäre merkwürdig, wenn Deutſchland 
eine Provokation, wie das Buch von Wankowicz, ohne Gegenmaßnahmen hin⸗ 
nehmen würde. 


Die alte Parole: Poloniſierung 


In den programmatiſchen Erklärungen, die Oberſt Koc am 24. Februar und 
1. März d. J. mit Billigung des Staatspräſidenten Moscidi und des Marſchalls Nydz⸗ 
Smigly abgegeben hat, ift die Haltung, die das „Lager der nationalen Cini 
gung“, d. h. die Regierung, zu der mehr als 1,2 Millionen Angehörige zählenden 
deutſ chen Volksgruppe Polens einzunehmen gedenkt, mit keinem Worte be⸗ 
rührt, während den ſlawiſchen Volksgruppen, d. h. den Weißruſſen und Ukrainern, gegen⸗ 
über die Abſicht einer „brüderlichen” Geſinnung zum Ausdruck gebracht worden iſt. Dieſe 
Zurückhaltung des Oberſten Koc iſt nicht minder beredt als die „geiſtreiche“ Offenheit, 
mit der Oberſt Miedzinſki das künftige Verhältnis des polniſchen Staates zur 
deutſchen Volksgruppe darzulegen verfucht þat. Man kann fih ungefähr denken, was 
dieſer hauptſächlichſte journaliſtiſche Mitarbeiter des Oberſten Koc gemeint hat, wenn er 
in einem feiner Artikel geſagt hat, daß die deutſche Volksgruppe, als ein Teil des in 
Weſtpolen früher herrſchenden Volkstums, anders als die flawiſchen Volksgruppen an- 
gefaßt und auf die Bedeutung und Menge zurückgeführt werden 
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müſſe, die fie vor der ſogenannten Teilung Polens gehabt hat. 
Wenn man von Oberſt Miedzinſki annehmen könnte, daß er über die Nolle, die das 
Deutſchtum vor der ſogenannten Teilung in Poſen und Pommerellen gefpielt hat, Be- 
ſcheid weiß, dann könnte man die von ihm mitgeteilte nationalpolitiſche Zielſetzung des 
polniſchen Staates in gewiſſer Hinſicht geradezu als die Verkündung der Abſicht begrüßen, 
wenigſtens einen Teil des Unrechtes wiedergutzumachen, das dem 
Deutſchtum dieſer Gebiete ſeit 1918 von polniſcher Seite zugefügt worden iſt; und man 
könnte darin die Abſicht erblicken, durch eine ſolche Wiedergutmachung wenigſtens einen 
Teil jenes moraliſchen Kapitals zurückzugewinnen, das Polen ſeit ſeiner ſtaatlichen Wieder⸗ 
herſtellung mit Hilfe der deutſchen Waffen dank der ausgeſuchten Gehäſſigkeit ſeiner 
Nationalitätenpolitik eingebüßt hat. Aber man iſt wohl zu der Annahme berechtigt, daß 
Oberſt Miedzynſki vor Abgabe feiner Erklärung nicht hinreichend darüber unterrichtet 
worden iſt, daß das Deutſchtum in Pommerellen und im Netzebezirk 
z. Zt. der Befreiung diefer Gebiete durch Friedrich den Großen 
mindeſtens die Hälfte und im reſtlichen Poſen etwa ein Drittel 
der Geſamtbevölkerung, alſo das Mehrfache ſeines heutigen Bevölkerungs⸗ 
anteiles ausgemacht hat. 

Das von Oberſt Koc verkündete Programm des „Lagers der nationalen Einigung“ 
bekennt ſich mit der Theſe, daß in Polen „die Intereſſen des Staates mit denen des Volkes 
identiſch“ feien, zu einer natlonalſtaatlichen Ideologie. Ueber die Tatſache, 
daß etwa ein Drittel der Bevölkerung des polniſchen Staates aus Nich t polen beſteht 
und daß ein reichliches Drittel der Staatsfläche nich t polniſcher Volksboden iſt, ſetzt ſich 
dieſes Programm (was die Ulfrainer und Weißruſſen anlangt) mit einer rethoriſchen 
Geſte oder (was die Deutſchen betrifft) mit einem vielſagenden Stillſchweigen hinweg. 
Es liegt auf der Hand, daß das Ergebnis des Bemühens, einem 
ausgefprochenen Nationalitätenſtaat wie Polen eine national 
ſtaatliche Ideologie aufzuprägen, alles andere, nur nicht die 
Achtung vor fremdem Volkstum fein kann. Das Ergebnis iſt die Ver⸗ 
neinung alles deffen, was die deutſche Volksgruppe in Polen zu verlangen 
ein Recht hat. Sie hat ein Recht zu verlangen, als eine geſchichtliche Realität 
bewertet zu werden, als ein Bevölkerungsteil, der fein Heimatrecht im Gebiet des 
heutigen polniſchen Staates nicht bloß durch ſein Daſein, das übrigens ſeit vielen Jahr⸗ 
hunderten währt, ſondern vor allem durch feine Leiſtung, die dieſem Staate unver⸗ 
kennbare und unverwiſchbare Züge aufgeprägt hat, unter Beweis geſtellt hakt. „Es ift 
ſelbſtverſtändlich“, hat die Bromberger „Deutſche Rundſchau“ vor kurzem geſchrieben, 
„daß ſich die Polen in ihrem Hauſe ſo einrichten, wie es ihnen beliebt. Aber dieſes Haus 
iſt zugleich auch unſere Wohnſtätte, und wir ſind in ihm nicht nur zahlende Untermieter 
oder durchreiſende Gäſte, ſondern gleichberechtigte Hausgenoſſen mit einem uralten Heimat⸗ 
ſchein“. Ob dieſes unbeſtreitbare deutſche Heimatrecht in Polen mit allen ſich daraus 
ergebenden praktiſchen Folgerungen von polniſcher Seite anerkannt wird oder nicht, — 
das iſt die Frage, deren Beantwortung letzten Endes darüber entſcheidet, ob Friede nicht 
nur zwiſchen den Staaten, ſondern auch zwiſchen den Völkern ſein wird. 

Es ift aber unverkennbar, daß für einenſolchen volkspolitiſchen $rie 
densſchluß auf polniſcher Seite jede pſychologiſche Voraus⸗ 
ſetzung fehlt. Die deutſchen Vertreter im Warſchauer Senat haben vor kurzem 
das Ausrottungs⸗ und Poloniſierungsſyſtem, das auf dem Deutſchtum in Polen laftet, 
geſchildert. Sie haben u. a. darauf verwieſen, daß der Anteil der deutſchen Schulkinder, 
die ausreichenden Unterricht in ihrer Mutterſprache erhalten, in gar Polen nur 34 v. H., 
in Poſen und Pommerellen nur 46 v. H. und in Dft- und Mittelpolen fogar nur 3 v. H. 
beträgt! Sie haben u. a. feſtgeſtellt, daß dem Deutſchtum in Polen bis zum heutigen 
Tage die Bildung einer einheitlichen Jugendorganiſation von den ſtaatlichen Organen 
unterſagt worden ift. Und fie haben u. a. nachgewieſen, daß 80 v. H. der oſtoberſchleſiſchen 
Deutſchen arbeitslos ſind und durch das beſtialiſchſte aller volkspolitiſchen Kampfmittel, 
die vorſätzliche Aushungerung, der körperlichen und ſeeliſchen Verelendung überantwortet 
werden. Es fällt unter ſolchen Bedingungen ſchwer, dem in der polniſchen Agitation 
immer wiederkehrenden Wort von der „traditionellen polniſchen Toleranz“ eine andere 
Bedeutung zu geben als die, daß der polniſche Staat jede gegen den Beſtand der Volks⸗ 
gruppen gerichtete Maßnahme, die keinen handgreiflichen Widerſtand von außen hervor: 
ruft, zu tolerieren bereit iſt. 
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In letzter Zeit ift im Warſchauer Senat mehrmals von polniſchen Rednern, fo von den 
Senatoren Kornke, Giudomffi und Fürſt Radziwill, die Poloniſierung. der 
deutſchen Volksgruppe verlangt worden, ohne daß von irgendeiner Seite darauf aufmerk⸗ 
ſam gemacht worden iſt, daß eine ſolche Politik mit den Forderungen, die hinſichtlich der 
im Ausland lebenden Polen erhoben werden, in einem offenſichtlichen Widerſpruch ſteht. 
Man kann dabei folgende Beobachtung machen: Auf der einen Seite wird die Für f o r g e 
für die im Ausland lebenden Polen, die zugegebenermaßen als Vorpoſten 
nicht nur des polniſchen Volkstums, ſondern auch des Staates aufgefaßt werden, ver⸗ 
ſlärkt; auf der anderen Seite aber wird das Recht auf Poloniſierung der in Polen 
lebenden Volksgruppen auch von den der Regierung naheſtehenden Kreiſen immer ſtärker 
betont. Und weiter kann folgendes feſtgeſtellt werden: Die günſtige Lage der 
polniſchen Volksſplitter in Beutſchland hinſichtlich der Pflege und Be: 
tätigung ihres Volkstums, die (im Gegenſatz zu gewiſſen polniſchen Preſſeſtimmen) auch von 
den leitenden Leuten dieſer Splitter felbft mehrfach beſtätigt worden ift, hat auf die Lage 
der deutſchen Volksgruppe in Polen keine günſtigen Rückwirkungen gezeigt; ſie ſcheint im 
Gegenteil von polniſcher Seite geradezu als eine Aufforderung verſtanden 
worden zu ſein, die gegen die in den Grenzen des polniſchen 
Staates lebenden Deutſchen angewandten Polonifierungss 
maßnahmen zu intenſivieren. Es kommt zwar nicht in Frage, daß von 
deutſcher Seite, die fih zur Achtung fremden Volkstums bekennt, die gewaltſame Polo- 
niſierungsaktion, die jenſeits der Grenzen im Gange iſt, mit einer gewaltſamen Germani⸗ 
ſierungsaktion beantwortet wird. Es iſt aber klar, daß die widerſpruchsvolle und unfreund⸗ 
liche Einſtellung Polens in der Volksgruppenfrage nachhaltige Rückwirkungen auf die 
deutſche Beurteilung Polens auslöſen muß. Dr. K. 


Antergegangenes Bauerntum im Oſten 


Während im Deutſchen Reiche der Anteil der landwirtſchaftlichen Betriebe über 500 
Hektar an der Geſamtbetriebsfläche 24,3 v. H. beträgt, beläuft er fih in Oſtpreußen auf 
26,7 v. H., in der Grenzmark Pofen-Weftpreußen auf 36,9 v. H., in Brandenburg auf 
39,7 b. H., in Pommern auf 44,6 v. H., in Niederſchleſien auf 27,0 v. H., in Oberſchleſien 
auf 32,5 v. H. und in Mecklenburg fogar auf 44,3 v. H. Dieſer ſtarke Anteil der land- 
wirtſchaftlichen Großbetriebe an der Geſamtbetriebsfläche iſt für die meiſten Deutſchen 
mit dem Begriff „Dftelbien“ verbunden und verleiht dieſem feinen beſonderen Beiklang. 
Dabei wird nur zu leicht vergeſſen, daß die durchden ſtarken Anteil des Grof 
grundbeſitzes gekennzeichnete Agrarſtruktur Oſtdeutſchlands 
erſt das Ergebnis einer verhältnismäßig jungen Entwicklung 
iſt; denn der deutſche Oſten war einſt wie ganz Beutſchland Bau 
ernland, ja, er war geradezu das gelobte Land deutſcher Bauernfreiheit. Dieſe Tat⸗ 
ſache war es vor allem, die die gewaltigen Ströme deuffcher Bauernkraft im Mittelalter 
in den einſt von den Germanen in der Völkerwanderungszeit allmählich geräumten Oſt⸗ 
raum lenkte. 3 

Wenn trotzdem immer wieder die Behauptung aufgeftellt wird, daß es im Oſten nie 
ein Freibauerntum im eigentlichen Sinne des Wortes gegeben habe, ſo geht dieſe Behaup⸗ 
tung von zwei Grundirrtümern aus. Einmal wird der Begriff Freibauer im libera⸗ 
liſtiſchen Sinne gebraucht, d. h. mit ihm die Eigenſchaft verbunden, mit dem eigenen 
Grund und Boden „nach Belieben ſchalten und walten“ zu können. Dann hat allerdings 
erſt der Liberalismus mit ſeiner allgemeinen Mobilifterung des Grund und Bodens dem 
Bauertum „Freiheit“ gebracht und der Nationalſozialismus dieſe „Freiheit“ durch das 
Reichserbhofgeſetz wieder beſeitigt. Mit dieſer Begriffsverwirrung fich auseinanderzuſetzen, 
lohnt ſich nicht. Zweitens wird aus der Tatſache der bäuerlichen Zins⸗ und Dienſtleiſtung 
gefolgert, daß von einem Freibauerntum im ſtrengen Sinne des Wortes im Oſten nicht 
die Rede ſein könne. cel 15 bedarf 12 

Um dieſe Frage entſcheiden zu können, bedarf es einer ſorgfältigen Scheidung zwiſchen 
den e dem Landesherrn im Oſten durch die Vermittlung a 
teilweiſe auch ritterlicher Lo katoren unmittelbar angeſetzt wurden — und das war im 
Oſten ſelbſt in den Gebieten der ſlawiſchen Fürſten lange Zeit die Regel —, und den 
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Bauern, die die ritterlichen Grundherren aus eigenem Recht zu übrigens zunächft 
leicht erträglichen Bedingungen anſetzten. Die Zinszahlungen, die dem Landesherrn 
geleiſtet wurden, waren öffentlich⸗ rechtlicher Natur, eine Art Grundſteuer, 
die die perſönliche Freiheit ebenſowenig berührte wie die Dien ſte, zu denen ſich die anz 
geſetzten Bauern dem Landesherrn gegenüber verpflichten mußten. Dieſe beſtanden in der 
Hauptſache in Leiſtungen für den Wegebau, den öffentlichen Verkehr und die Landesver⸗ 
teidigung und offenbaren damit ihren ſtaats rechtlichen Charakter. Für die 
völlige perſönliche Freiheit des Bauern beſitzen wir noch Urkunden und Zeugniffe aus 
einer Zeit, wo das bäuerliche Recht bereits in fortſchreitendem Verfall begriffen war und 
die noch erhaltenen Neftbeftände der bäuerlichen Freiheit gerade deswegen ausdrücklich be⸗ 
urkundet wurden. Weſentlich ſchlechter war naturgemäß die Rechtsſtellung der von den 
Rittern aus eigenem Recht angeſetzten Bauern. Hier hatten die Bindungen von vorn⸗ 
herein einen mehr privatrechtlichen Charakter; aber dieſe im engeren Sinne 
des Wortes grundherrſchaftlichen Bauern bildeten zunächſt nur eine kleine Minder⸗ 
heit. 


ehören ... ſolchem nach die Leibeigenen nicht nur mit dem Gute, zu welchem fie gehören, 
1 auch ohne demſelben verkauft, vertauſcht, verpfändet, verſchenkt und nach Ge⸗ 
fallen, gleich wie andere res commercio subjectae (d. h. Handelswaren) veräußert 
werden mögen“. 5 
Haupttriebkraft dieſer völligen Entrechtung des oſtdeutſchen Bauerntums war neben 
dem machtpolitiſchen Geltungsbedürfnis des Landadels die Entſtehung einer 
ausgeſprochenen Guktswirtſchaft, die für Oſtdeutſchland kenn⸗ 
zeichnend wurde. Bei der Grund herrſchaft alten Stils, die in Weft- und Süd⸗ 
deutſchland vorherrſchend blieb, beſtand der überwiegende Teil der grundherrlichen Ein⸗ 
künfte in den Geld- oder Naturalzinſen der abhängigen Bauernhöfe. Dementſprechend 
war die Ausdehnung des grundherrlichen Eigenbetriebes in der Regel verhältnismäßig ge⸗ 
ring und wurde auch die Dienſtpflicht der Fronbauern verhältnismäßig wenig angeſpannt. 
Bei der Gu ks herrſchaft, die fih vor allem infolge der ſtarken Getreide aus⸗ 
fuhr des deutſchen Nordoſtens entwickelte, verlagerte fih das wirtſchaftliche 
Schwergewicht auf den eigentlichen Gutsbetrieb und ſteigerte daher zwangsläufig die Ten⸗ 
denz zur Bildung von Großgutsbetrieben. Damit verbunden war zwar ein Zurücktreten 
der Bedeutung der bäuerlichen Zinsleiſtung, aber gleichzeitig ſtieg nicht nur der Bedarf 
an Arbeitskräften, ſondern wuchs vor allem auch die Neigung, die vorhandenen Arbeits⸗ 
kräfte aufs äußerſte auszunutzen. 
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Jetzt erſt hatten die Gutsherren ein Intereſſe daran, die Dienſtleiſtu ngen 
ihrer hörigen Bauern ins Ungemeſſene zu ſteigern, fo daß ſchon im 
16. Jahrhundert ein pommerſches Sprichwort von den Gutsbauern ſagt, daß ſie „nur ſechs 
Tage in der Woche dienten, den ſiebenten müßten ſie Briefe für die Gutsherrſchaft tragen“. 
Und jetzt entſtand auch die Frage, ob es nicht für den Gutsherrn vorteilhafter ſei, das 
zu ſeinem Bezirk gehörende Bauernland zu dem eigentlichen Gutsbetrieb zu ſchlagen. Dieſe 
Frage wurde von den Gutsherren von rein privatwirtſchaftlichem Standpunkte aus be- 
antwortet. Beſonders jedes Steigen der Getreidepreiſe verſtärkte je 
weils die Tendenz zur Einziehung des Bauernlandes. So kam es 
zu jenem verhängnisvollen Bauernlegen großen Stils, das für das Schickſal des oſtdeut⸗ 
ſchen Bauerntums ausſchlaggebend wurde. 

„Das Bauernlegen nahm beſonders in den Ländern, in denen der Landadel ſeine 
ſtändiſchen Rechte gegenüber der abſolutiſtiſchen Staatsentwicklung behauptete, Ausmaße 
an, die zur völligen Vernichtung des Bauernſtandes in dieſen Gebieten führten. So werden 
in Mecklenburg von den im Jahre 1755 vorhandenen 4472 ritterſchaftlichen Bauern⸗ 
und Koſſätenſtellen bis zum Jahre 1800 nicht weniger als 2704 Stellen eingezogen, und 
noch im 19. Jahrhundert ging das Bauernlegen weiter, fo daß im Jahre 1850 von dieſen 
Stellen nur noch 1390 vorhanden waren. In dem engen Raum von Oſtholſtein 
fielen im Laufe von zwei Jahrhunderten der Einziehung durch die Gutsherrſchaften, äußerſt 
vorſichtig unter Weglaſſen aller Zweifelsfälle berechnet, nicht weniger als 197 ganze Bau⸗ 
erndörfer zum Opfer. Aber ſelbſt in Preußen war der Kampf der Herrſcher gegen 
das Bauernlegen, der faſt gleichzeitig mit dem erſten Auftreten dieſer Erſcheinung einſetzte, 
lange Zeit ſo gut wie ergebnislos. Das beweiſt u. a. ſchon die Notwendigkeit der ſtändigen 
Wiederholung der Edikte, die ſich gegen 5 0 Rechtsmißbrauch wandten. Erſt Friedrich 
dem Großen gelang es gegen Ende ſeiner Regierungszeit, dieſem Mißbrauch wirklich ein 
Ende zu machen. Umfo höher ift unter dieſen Umſtänden feine und feines Vaters ſyſte⸗ 
matiſche Siedlungstätigkeit zu werten, die die erſte Grundlage für die Wiedererſtehung 
eines neuen, freieren Bauernſtandes legte. 

Die Arbeitsverfaſſung der ſich immer ſtärker ausbreitenden Gutswirtſchaften, 
die in der Bindung der Arbeitskräfte an die Scholle durch die menſchenunwürdige Feſſel 
der Leibeigenſchaft beſtand, führte nicht nur je länger je mehr zu wachſender 
Landflucht, der gegenüber auch die härteſten Strafen ſo gut wie wirkungslos blieben, 
ſondern bewirkte auch einen Rückgang der Acker kultur, der die Wirtſchaftlichkeit 
der Gutsbetriebe immer mehr in Brane ſtellte; denn die arbeitsüberlaſteten Bauern ver⸗ 
nachläſſigten nicht nur ihre eigenen Höfe, ſondern entgalten auch die Schinderei, der ſie 
ausgeſetzt waren, mit allen Mitteln eines paſſiven Widerſtandes, der letzten Waffe der 
Unterdrückten. Trotzdem bedurfte es erft der ſchweren Erſchütterung des preußiſchen 
Staates durch Napoleons Gewaltpolitik, um die Bahn für das großangelegte Reform: 
werk des Reichsfreiherru vom Stein frei zu machen. Da dieſer aber nach 
kaum vierzehnmonatiger Miniſtertätigkeit dem Machtſpruch Napoleons weichen mußte, 
iſt dieſes Werk nie im Sinne ſeines Schöpfers zur Ausführung gekommen. 

Im Gegenſatz zu Steins Auffaſſung wurde von ſeinen Nachfolgern der 
Grund und Boden rechtlich völlig dem beweglichen Kapital 
gleichgeſtellt. Damit verſtieß man gegen einen der Hauptgrundſätze, die Stein bei 
der Bauernbefreiung von vornherein leiteten; denn er war überzeugt, daß „eine geſetzliche 
Einſchränkung der freien Dispoſition über das Eigentum bleiben müſſe, diejenige nämlich, 
welche dem Eigennutz des Reicheren und Gebildeteren Grenzen ſetzt und das Einziehen des 
Bauernlandes zu Vorwerksland verhindert“, um ſo mehr, als „der ſteigende Kaufwert die 
Beſitzer immer mehr reizen wird, ihren Vorteil zu ſuchen“. Die ſchlimmſten Befürchtungen 
Steins ſollten noch bei weitem übertroffen werden, fo daß er fih, zur Untätigkeit ver- 
dammt, mit wachſendem Groll gegen die Verfälſchung ſeiner Reformpläne durch die 
liberale Demokratie wandte. Als Preis für ihre Befreiung mußten die 
größeren Bauern nicht weniger als 30 bis fogar 40 p. H. ihres 
Landes an ihre früheren Herren abkreten. Der größte Teil des 
oſtdeutſchen Kleinbauerntums aber wurde von der Regulierun 
völlig ausgeſchloſſen, ſein Land wurde von den . 
ten eingezogen und es ſelbſt zu einem befißlofen Landarbeiter— 
ſtandherabgedrückt. Außerdem aber benutzten die Gutsherrſchaften die unſicheren 
Verhältniſſe der Uebergangszeit und die geldwirtſchaftliche Unerfahrenheit der Bauern, 
um möglichſt viel Bauernland aufzukaufen. Dadurch iſt nicht nur der natürliche Lebens⸗ 
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raum des oſtdeutſchen Bauerntums, das durch die Zeit der Leibeigenſchaft ſchon nachhaltig 
geſchwächt worden war, aufs neue bedrohlich eingeſchränkt worden, ſondern vor allem 
ging dem geſamten deutſchen Bauerntum die natürliche Raum⸗ 
reſerve verloren, ohne die fein Uleberſchuß an Lebenskraft verkümmern oder 
zwangsläufig in die Stadt abgeleitet werden mußte. Die Entſtehung einer umfangreichen 
beſitzloſen Landarbeiterſchaft war es vor allem, die dazu beitrug, daß die Induſtrialiſierung 
des deutſchen Weſtens fich in einer Oſt⸗Weſt⸗ Wanderung auswirkte, die zu einer 
Gefahr für den deutſchen Volksbeſtand im Oſten wurde. 

Der gewaltige Uleberſchuß deutſcher Bauernkraft hat einſt durch die Wiederbeſiedlung 
des Oſtens dem deutſchen Volke jenen Lebensraum erſchloſſen, der ihm unentbehrlich war, 
wenn es nicht in drangvoller Enge verkümmern wollte. Dieſer Bauernſtrom iſt 
erft verſiegt, als die Entwicklung der Gutsherrſchaft im Oſten 
zu einer Verſchlechterung der bäuerlichen Rechtslage führte, die 
aus dem Oſten, einſt dem gelobten Lande der Bauernfreiheit, ein Land der Unfreiheit und 
Plage machte. f 

Aus den Gefahren dieſer Entwicklung hat die nationalfozialiftif he Agrar 
politik die notwendigen Folgerungen gezogen. Das Reichserbhofgeſetz ſichert 
den Beſtand des alteingeſeſſenen Bauerntkums. Das nationalſozialiſtiſche Siedlungs⸗ 
werk iſt bewußt in den Dienſt der Neubildung deutſchen Bauerntums geſtellt. Seine 
bevölkerungspolitiſche Bedeutung für den deutſchen Oſten beweiſt am 
beſten eine Sonderunterſuchung des Statiſtiſchen Reichsamtes von 148 aufgeſiedelten 
Gütern. Nach ihrer Beſiedelung ift die Zahl der Haushaltungen um 59 v. H. und die 
Zahl der in ihnen lebenden Perſonen um 64 v. H. geſtiegen. Unberückſichtigt ift dabei 
geblieben, daß die angeſiedelten Ehepaare im Durchſchnitt jünger ſind als die bisherigen, 
der Bevölkerungszuwachs ſich alſo in Zukunft noch ſtärker auswirken wird. Durch eine 

ielbewußte Neubildung deutſchen Bauerntums wird alfo die Bedeutung des deutſchen 
ſtraumes für die Entfaltung der deutſchen Volkskraft wiederhergeſtellt. 

Auch ernährungswirtſchaftlich ift die Neubildung deutſchen Bauerntums, 
was vielfach überſehen wird, für die Zukunft außerordentlich bedeutungsvoll. Nach oſt⸗ 
preußiſchen Unterfuchungen beträgt die Marktleiſtung angeſiedelter Bauern im Vergleich 
zu der Marktleiſtung der aufgeſiedelten Gutsbetriebe bei Rindvieh und Schafen 130 v. H., 
bei Schweinen 485 v. H., bei Milch und Butter 163 v. H. und bei Getreide 109 v. H. Nur 
bei den Kartoffeln liegt die Marktleiſtung der Bauernſiedler unter der der aufgeſiedelten 
Gutsbetriebe, was ſich ohne weiteres aus der faſt verdoppelten Schweineaufzucht erklärt. 
Dieſe Verlagerung ift aber durchaus nützlich angeſichts der Tatſache, daß gerade die Groß: 
betriebe des Oſtens einen weſentlichen Anteil ihrer Kartoffelerzeugung nicht anders zu ver⸗ 
werten wiſſen, als ihn zu verſpritten. Auch unſere ernährungswirtſchaftliche Lage weiſt 
alſo auf eine verſtärkte Neubildung deutſchen Bauerntums hin. Dieſe für die Zukunft 
unſeres Volkes entſcheidenden Tatſachen ſind allein ausſchlaggebend für die Stellung zu der 
Frage der Grundbeſitzverteilung im deutſchen Oſten. Aus ihnen aber ergibt ſich die Not⸗ 
wendigkeit, daß der deutſche Oſten wieder das Bauernland werden 
muß, das er einſt war. Günther Pacyna. 


Vom Rechtskampf der Gudetendeutſchen 


Es war eine politiſche Notwendigkeit, nach den Verſuchen der tſchechiſchen Politik und 
Propaganda, die papiernen Zuſicherungen der Prager Regierung an die ſudetendeutſchen 
„aktiviſtiſchen“ Parteien, Mißſtände in der ſtaatlichen Verwaltung zu beſeitigen und ver⸗ 
faſſungsmäßig garantierte Rechte einzuhalten, als einen „Ausgleich zwiſchen Deutſchen 
und Tſchechen“ hinzuſtellen, noch einmal vor aller Welt die Rechts forderungen 
des Sudetendeutſchtums aufzuſtellen. Das geſchah in der großen Auſſiger 
Rede Konrad Henleins, in der er die Grundſätze eines deutſch-tſchechiſchen Aus- 
gleiches wie folgt formulierte: 

1. Schutz des Siedlungsraumes und der Volkstumsgrenze. 

2. Anerkennung des Grundſatzes der völkiſchen Selbſtverwaltung und deren Verwirk— 

lichung für alle Völker und Volksgruppen. 

3. Wiedergutmachung des feit 1918 zugefügten Unrechtes. 
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Konrad Henlein hat ſich damit erneut zu einem Befriedungsvorſchlag für das Nebenein⸗ 
ander der beiden Völker im Sudetenraum bekannt, der ſeit den Sturmtagen der Revolution 
des Jahres 1848 bis in die jüngſte Gegenwart abwechſelnd ſowohl von Deutſchen wie ge⸗ 
legentlich auch von den Tſchechen gemacht worden iſt. Die Erinnerung an die Etappen des 
Kampfes um die Autonomie in den Sudetenländern erſcheint daher ſehr zeitgemäß, 
weil ſie zeigt, daß der Kampf zwiſchen Deutſchen und Tſchechen älter iſt als die Tſchecho⸗ 
Slowakei, daß die heutigen Forderungen der Sudetendeutſchen einmal auch die Forde⸗ 
rungen der Tſchechen waren und von dieſen bereits im alten Habsburgerſtaat aufgeſtellt 
wurden, und daß die tſchechiſchen Begründungen für die Ablehnung der ſudetendeutſchen 
Forderungen nicht ſtichhaltig ſind. 

In den Auguſttagen des Jahres 4848 waren im alten Badeort Teplitz Schönau 

die zur Frankfurter Nationalverſammlung gewählten Abgeordneten mit den Vertrauens⸗ 
männern des „Deutſchen Vereines für Böhmen“ verſammelt; ſie forderten als Antwort 
auf die zentraliſtiſche „Wenzelsbad“⸗Petition der Tſchechen: 1. Freie, auf Selbſtver⸗ 
waltung gegründete Gemeindeverfaſſung mit Gemeinderäten aus direkten Wahlen, und 
2. Einteilung der auf dem Reichstage vertretenen Provinzen in Reichskreiſe auf Grundlage 
der Sprachengrenzen, an deren Spitze dem Miniſterium unmittelbar unterſtehende Kreis⸗ 
hauptleute und von den Gemeinden gewählte Kreisräte ſtehen ſollten. Dieſe Forderungen 
erſchienen, den damaligen ſtaatsrechtlichen Zuſtand und die Vorherrſchaft der allmächtigen 
Bürokratie in Betracht gezogen, außerordentlich kühn. Sie zeigten vor allem klar und 
deutlich, daß die Deutſchen in ihren nationaleinſprachigen deutſchen Bezirken ihre Selbſt⸗ 
verwaltung forderten, die fie ſelbſtverſtändlich den Tschechen in ihren Gebieten im gleichen 
Umfang zugeſtanden. 
Nach 20 Jahren kommt es trotz Rückſchlägen und Schwierigkeiten unter Franz 
Schmeykal zur Abgrenzung der deutſchen Bezirke, die die Sprachengrenzen auf 
weiteſte Gebiete feſtlegen und die national-einheitlichen Beſitzſtände der Deutſchen und 
Tſchechen beſtimmen. Den Gemeinden und Bezirken wird eine freiere Verfaſſung geſichert 
die breiteren Schichten der bodenſtändigen Bevölkerung zur Selbſtverwaltung heran⸗ 
gezogen. Dann aber ſtockt die Entwicklung. Was in Böhmen noch nicht möglich war, 
lie im Jahre 1905 in Mähren durch den fogenannten „Ausgleich“ zwiſchen 
Deutſchen und Tſchechen, der das Nebeneinander beider Volksteile durch Geſetze 
regelte, deren Bedeutung der Prager Univerfitätsprofeffor und Hiſtoriker Pfitzner einmal 
mit folgenden Worten umriß: 

„Es bedeutete die Setzung eines Meilenſteins in der Geſchichte der nationalen Befriedungsverſuche 
nicht nur dieſes Landes, als in Mähren geſetzlich feſtgelegt wurde, daß der mähriſche Landes⸗ 
ausſchuß, in dem die beiden Nationalitäten verhältnismäßig vertreten waren, bei der Beſetzung 
von Beamten-, Lehr- und Dienerſtellen in Landesanſtalten, welche ausſchließlich einer Nationalität 
gewidmet waren, an den Dreiervorſchlag gebunden fei, der ihm durch die Landesausſchußbeiſitzer 
der betreffenden Nationalität erſtattet werde. Auch die geſetzliche Regelung, daß die Referate 
im Landesausſchuß über das Schulweſen und die Landesanſtalten, die nur einer Nationalität 
gewidmet ſind, unter die Landesausſchußbeiſitzer der betreffenden Nationalität zu verteilen ſeien, 
weiſt in die gleiche Richtung. Ileberdies wurde dem Landesausſchuß zur Pflicht gemacht, bei der 
Beſetzung der Stellen in gemiſchtnationalen Anſtalten die einzelnen Volksgruppen nach der Bevölke⸗ 
rungszahl zu berückſichtigen. Staatsmänniſch weiſen Köpfen entſprang der Beſchluß, daß bei der 
Geſchäftsfuͤhrung des Landtages fürderhin beide Landesſprachen gleichberechtigt 
ſein ſollten. Reinſten Segen bedeutete die geſetzliche Beſtimmung, daß die Schulbehörden 
national getrennt werden ſollten und Kinder, die der Unterrichtsſprache nicht mächtig 
feien, in Volks⸗ und Bürgerſchulen nicht aufgenommen werden dürften. Dem Grundſatze der 
Gleichberechtigung der Landesſprachen wurde im öffentlichen Leben, namentlich in den Gemeinden, 
weitgehend Rechnung. getragen. Alle öffentlichen Vertretungskörper wurden verpflichtet, Ein⸗ 
gaben in jeder Landesſpra che anzunehmen. Notwendig werdende Ueberſetzungen für 
Gemeinden beſorgte der Landesausſchuß koſtenlos. Dieſe und manch andere Beſtimmungen des 
mähriſchen Ausgleichswerkes ſprechen von der Weitſicht der damals tätigen Politiker Mährens.“ 


Die geänderten ſtaatlichen Verhältniſſe im Jahre 1918 vernichteten alle Löſungen und 
Löſungsverſuche des Nationalitätenproblemes, aber die Forderung nach Autonomie wurde 
lauter denn je erhoben. Die „Völkiſchen Tage“ der ſudetendeutſchen National⸗ 
ſozialiſten waren machtvolle Kundgebungen für den Befriedungsgedanken der nationalen 
Autonomie in den Sudetenländern, der nun durch faſt 100 Jahre das Leitmotiv 
ſudetendeutſcher Politikiſt. 

Aus dem kſchechiſchen Lager forderte Ladislaw Rieger 1869 ein „Landesgrund⸗ 
geſetz im Sinne und Geiſt wie es in der Schweiz im öffentlichen Leben ſchon praktiſch 
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durchgeführt iſt ...“ Die 1871 ausgearbeiteten „Fundamentalartikel“ der 
Tſchechen bekannten fih im Prinzip zur nationalen Selbſtverwalkung. Im Jahre 1890 
begannen unter der Regierung Taafe Verhandlungen, die zu einer Zwei- 
teilung in der Schulverwaltung führten. Im Kampf um die Autonomie 
war es der nachmalige Staatspräſident Maſaryk, der wiederholt ihre Notwendigkeit 
begründete. So erklärte er 1896 einmal: 

„Wer im Ernſte die Freiheit und ſoziale Gerechtigkeit will, der muß 
in concreto für die politiſche Autonomie arbeiten... Wenn Schleſien 
ein adminiſtratives Ganzes vorſtellt, warum könnte auch nicht Böhmen in zehn, Mähren in vier 
Kreiſe zerfallen. .. Das Territorium der Kreiſe wie auch der Bezirke fei womöglich ſorglich 
getrennt. „Ich Herr, Du Herr“ ſage ich mit Havlicek.” 


Und ſelbſt in ſeiner Jubiläumsbotſchaft bekannte Maſaryk ſich theoretiſch zum Prinzip 
der Autonomie: x 

„Die Demokratie ſucht fih gegenüber dem Abſolutismus durch Teilung der Macht zu ſchützen; 
es iſt bekannt, daß die Staatsrechthiſtoriker, aber auch die praktiſchen Politiker in dieſer Sache große 
Schwierigkeiten finden. Die Demokratie iſt ſchließlich nur eine Autonomie, eine Selbſtverwaltung 
der Bürgerſchaft und jedes einzelnen Bürgers; in der Demokratie iſt daher die ordes 
rung der Selbſtverwaltung und Autonomie von ſelbſt gegeben; wenn in 
einem Staate mit zahlreicher und mit national und kulturell ungleicher Bevölkerung alle mit⸗ 
regieren ſollen, wenn ſich alle ſelbſt lenken ſollen, iſt die Teilung der politiſchen 
Macht auch nach den gegebenen Unterſchiedlichkeiten der Bevölkerung 
erforderlich. Darüber belehrt uns bereits unſere kurze Verfaſſungsentwicklung. Ich habe 
daher immer und ganz bewußt die Selbſtverwaltung und die territoriale 
Autonomie und die fogenannte qualifizierte korporative Autonomie 
gefordert.“ 

Die Geſamtlöſung der immer wieder geforderten Autonomie ſcheiterte im alten Oeſter⸗ 
reich an dem Widerſtand des Habs burgerzentralismus, an dem ſchließlich 
das ganze Reich unterging. Heute ift es die tſchechiſche Nationalſtaats⸗ 
idee, die ſich der Anerkennung der Lebensrechte der Völker und damit der Löſung des 
Mationalitätenproblems in den Weg ſtellt, Spannungen erzeugt und Unfriede ſtiftet. 
Man müßte meinen, daß man in Prag aus dem Schickſal der Habsburger gelernt hat. 


Kurt Vorbach. 


Oſtland⸗Chronik 


Eine Erklärung des Gauleiters Wagner 
Am 15. März hat Gauleiter und Ober⸗ 
präſident Wagner auf einer Tagung der 
Provinzialräte von Ober⸗ und Nieder⸗ 
ſchleſien folgende bedeutſame Erklärung zur 
deutſchen Volkegeuppenpoliitf abgegeben: 
„Der bevorſtehende Ablauf eines 
Teiles des Genfer Abkommens 
vom 45. Mai 1922, insbeſondere des 
Teils III, welcher den völkiſchen Minder⸗ 
heiten beſondere Schutzrechte gewährt, ver⸗ 
anlaßt mich, auf folgendes hinzuweiſen: 
Die in Weſtoberſchleſien lebende polniſche 
Minderheit wird ſich auch nach Ab⸗ 


lauf des Genfer Abkommens 
der vollen politiſchen, wirt: 
ſchaftlichen und kulturellen 


Freiheit erfreuen können. Im 
Gegenſatz zu gewiſſen anderen Staaten, die 
bisher ſchon glaubten, in ſehr bedenklicher 
Mißachtung internationaler Beſtimmungen, 
“Vor "nen bvurch krvurtmihsſofen ioie 
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ſchaftlichen Druck, ihre Minderheiten ver⸗ 
nichten zu können, werde ich auch nach Ab⸗ 
lauf des Abkommens nicht zu irgendwelchen 
Gewaltmaßnahmen gegen die polniſche 
Minderheit greifen. Ich lege Wert auf die 
Feſtſtellung, daß mir jede Eindeutſchung 


eines in Deutſchland lebenden fremden 
Volkstums fernliegt. Andererſeits bin ich 
natürlich nicht gewillt, ſtaats⸗ 


feindliche Umtriebe oder irre: 
dentiſtiſche Beſtrebungen einer 
Minderheit zu dulden. In Anbe⸗ 
tracht der Bedeutungsloſigkeit der Polen⸗ 
bewegung in Oberſchleſien und ihres ſtändi⸗ 
gen natürlichen Rückganges habe ich bisher 
manches überſehen, was mich an ſich zu 
einem Eingreifen hätte veranlaſſen müſſen. 
In Zukunft werde ich meine 
Handlungsweiſe danach ein: 
richten, wie man in anderen 
Staaten den Volksdeutſchen 
“oegegneti. p 


Angſt vor der Wahrheit 


Für den 20. Februar d. J. hatte der 
Deutſche Volks verband feine 
13. Delegiertenverſammlung nach Lodz 
einberufen. Nachdem ein Teil der Tagung 
ohne Störung und unter Aufſicht dreier 
polniſcher Beamten verlaufen war, perz 
langten die polniſchen Behördenvertreter 
zunächſt ohne Angabe von Grün⸗ 
den die ſofortige Schließung der Tagung. 
In dringlicher Form nach Gründen befragt, 
motivierten ſie ihren Eingriff in die Ver⸗ 
ſammlungsfreiheit zuerſt damit, daß im 
Saal zwei Fahnen aufgehängt feien, 
die länger ſeien, als es vom 
Innenminiſterium geſtattet fei! 
Auf das Lächerliche einer ſolchen Begrün⸗ 
dung aufmerkſam gemacht, brachten ſie vor, 
daß im Vorraum des Verſammlungsſaales 
Eintrittskarten verkauft worden ſeien. Als 
ſie darüber unterrichtet wurden, daß dort 
keine Eintrittskarten verkauft, ſondern die 
für die Abſtimmungen notwendigen Zettel 
an die legitimierten Tagungsteilnehmer ver⸗ 
teilt worden waren, verzichteten die Behör⸗ 
denvertreter darauf, nach weiteren Vor— 
wänden für ihre geſetzwidrige Maßnahme 
zu, fuchen, und erklärten, daß fie die Laauna | 

mit Polizeigewalt auflöfen 
würden, wenn ſie nicht ſofort freiwillig 
geſchloſſen würde. Dieſer behördlichen Ge: 
waltandrohung wurde unter Hinweis auf 
die Verfaſſungswidrigkeit eines ſolchen 
Vorgehens von den Teilnehmern Folge ge⸗ 
leiſtet. In einer an den polniſchen Innen⸗ 
miniſter gerichteten Interpellation 
hat ſich Senator Has bach am 12. März 
mit dieſem ſkandalöſen Vorfall befaßt. Er 
weiſt darin darauf hin, daß der eigentliche 
Grund für die Auflöſung der Tagung das 
Beſtreben geweſen ſei, zu verhindern, 
daß die Leitung des Volksver⸗ 
bandes den Tagungsteilneh⸗ 
mernüber die beiden evangeli: 
ſchen Kirchenwahlen vorgefallenen 
Mißbräuche und Rechtswidrig⸗ 
keiten Mitteilung mache. Der 
Grund iſt alſo das ſchlechte Gewiſſen der 
polniſchen Amtsſtellen geweſen, deren fort⸗ 
geſetzte Eingriffe in die kirch⸗ 
lichen Rechte der deutſchen Pro⸗ 
teſtanten im ganzen Lande eine ſtarke 
Erbitterung hervorgerufen haben und ge⸗ 
eignet ſind, weitere ſchwere Kämpfe inner⸗ 
halb der Evangeliſchen Kirche Augsburgi⸗ 
ſchen Bekenntniſſes heraufzubeſchwören. 


Sogar Paſſionsſpiele werden verhindert 
Vom Verband deutſcher Ka⸗ 
tholiken in Polen waren in letzter 


Zeit in einer Reihe oſtoberſchleſiſcher Orte 
Paſſionsfeſtſpiele aufgeführt wor⸗ 
den. Auch in Siemianowitz war eine 
ähnliche Aufführung für den 22. März 
d. J. geplant. Die polizeiliche Genehmi⸗ 
gung lag vor und der Saal war gemietet. 
Kurz vor der Aufführung aber kamen 
einige Mitglieder des polniſchen Auf⸗ 
ſtändiſchen-Verbandes zu dem 
Wirt des gemieteten Saales und legten ihm 
nahe, ſeinen Saal für die deutſche Veran⸗ 
ſtaltung nicht zur Verfügung zu ſtellen; ſie 
ließen dabei etwas von „Knochen gers 
ſchlagen“ und „Saal zertrüm⸗ 
mern“ einfließen. Unter dem Eindruck 
dieſer Drohung verweigerte der Wirt dem 
deutſchen Verband ſeine Räume. Als der 
Geſchäftsführer des Verbandes deutſcher 
Katholiken das zuſtändige Poligeibüro 
aufſuchte, um die Durchführung der vor⸗ 
bereiteten und genehmigten Veranſtaltung 
doch noch ſicher zu ſtellen, war dort trotz 
mehrfacher Bemühung kein Beamter 
zu finden, der ſich für dieſe Angelegen⸗ 
heit für zuſtändig erklärte. Die deutſche 
Veranſtaltung mußte alſo abgeſetzt 
werden. Am nächſten Tage führte darauf 
ein polniſcher Verein dasſelbe Paſſions⸗ 
ßfeſtſpiel auf — natürlich in poln ifc er 
Sprache. Es ſtellte ſich heraus, daß dieſer 
Verein (ganz im Geiſte der ſprichwörtlichen 
polniſchen Toleranz) den Aufſtändiſchenver⸗ 
band vorgeſchickt hatte und daß das be⸗ 
treffende Polizeibüro von „oben“, vielleicht 
auch von „unten“ entſprechend inſtruiert 
worden war. 


Wieder einmal: „auf Anordnung höherer 
Stellen“ 


Am 10. März hat die Verwaltung 
der Friedenshütte (Oſtoberſchleſien) 
weiteren 20 Arbeitern, die ſich zum 
deutſchen Volkstum bekennen, e⸗ 
kündigt. Als Kündigungsgrund iſt „Un⸗ 
fähigkeit zur Ausübung der übertragenen 
Arbeiten“ vorgeſchützt worden. Es handelt 
ſich bei den Betroffenen um Arbeiter, die 
bereits ſeit 20, 30 und mehr Jahren in der 
Friedenshütte beſchäftigt ſind und bis zu 
ſieben Kinder zu ernähren haben. Bereits 

vor einiger Zeit hatte die Friedenshütte 
unter dem gleichen erlo genen Vorwand 
12 deutſche Arbeiter auf die Straße geſetzt. 
Die polniſche Betriebsrats mehrheit 
batte ſich damals geweigert, etwas gegen 
die ungerechtfertigte Kündigung der deut⸗ 
ſchen Arbeitskameraden zu unternehmen. 
Der polniſche Direktor Borkowſki hatte 
damals erklärt, daß die Entlaſſung „auf 
Anordnung höherer Stellen“ 
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durchgeführt werden müſſe, und der polni⸗ 
ſche Arbeitsinſpektor Franke (!) hatte 
ſich auf die vielſagende Feſtſtellung be⸗ 
ſchränkt, daß die Entlaſſung „aus be- 
ſtimmten Gründen“ erfolge. 


Mordandrohung 


In der Nacht vom 19. zum 20. März 
erſchienen vor dem Hauſe des deutſchen 
Volksangehörigen Theodor Faber in 
Bytkow (Dftoberfchlefien) drei Mit- 
glieder einer Aufſtändiſchenbande 
unter Führung eines gewiſſen Nawrat. 
Sie begannen, den Deutſchen, der allerdings 
nicht zu Hauſe war, in unflätiger Art zu 
beſchimpfeen. Als ein Polizeibeamter, der 
in demſelben Hauſe wohnt, die Radau⸗ 
brüder zur Ruhe zu mahnen verſuchte, ant⸗ 
wortete ihm ein verſtärktes Gebrüll. Gegen 
den Deutſchen wurden Mordandrohungen 
laut: „Und wenn drei Polizei⸗ 
beamte bei dir im Hauſe woh⸗ 
nen, wirſt du doch totgeſchla⸗ 
gen!“ Es war nicht das erſte Mal, daß 
Faber von Nawrat in dieſer Weiſe bedroht 
wurde. Schon im Herbſt v. J. wurde 
er von dieſem einmal angerempelt: „Du 
lebſt höchſtens noch ein halbes Jahr“, hatte 
Nawrat ihm damals gedroht, „dann wer— 
den wir dich totſchlagen. Ich rate dir, 
ziehe nach Deutſchland; denn 
hier wirſt du nicht alt werden“. 


Beſchimpfung deutſcher Hilfsmannſchaften 
Vom 7. bis 15. März wurde die 
Weichſelniederung zwiſchen Culm 
und Thorn von einer ſchweren Hoch- 
waſſerkataſtrophe betroffen. Bei 
dem Dorfe Kokocko oberhalb Culms hatte 
ſich eine Eisbarriere gebildet, die auf eine 
Länge von etwa 28 Kilomter (bis Brahe⸗ 
münde) anwuchs und den vom Oberlauf 
der Weichſel kommenden Hochwaſſerwellen 
den Abfluß verſperrte. Beſonders ſtark 
wurden die deutſchen Dörfer Lan⸗ 
genau und Otteraue in der Schulitzer 
Niederung in Mitleidenſchaft gezogen. 
Zwiſchen Bahemünde und Kokocko floß die 
Weiſel neben ihrem vom Eiſe blockierten 
Strombett über das vor den Deichen 
liegende Land. Auch die dortigen deut⸗ 
ſchen Niederungsdörfer hatten unter dem 
Hochwaſſer erheblich zu leiden. Die Ueber⸗ 
ſchwemmung hätte zweifellos nicht dieſes 
Ausmaß erreicht und nicht den in die 
Millionen gehenden Schaden anrichten 
können, wenn die polniſchen Behörden 
rechtzeitig vorbeugend eingegriffen hätten. 
Während die polniſchen Pioniere ihre 
ihre Sprengungen, die wenig Erfolg hatten, 
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aber mehrere Unglücksfälle verurſachten, 
nach zwei Tagen einſtellen mußten, gelang 
es den fünf (davon vier Danziger) 
Eisbrechern nach einer Woche die Barriere 
bis Brahemünde zu durchſtoßen. Daß noch 
ſchlimmeres Unglück, als es ohnehin ſchon 
durch die Nachläſſigkeit der polniſchen Be⸗ 
hörden verurſacht worden war, vermieden 
werden konnte, war in aller erſter Linie den 
Danziger Eisbrechern zu danken. Es iſt in 
aller Welt eine ſelbſtverſtändliche Gewohn⸗ 
heit, den Helfern in Naturkataſtrophen 
Dank und Anerkennung zu zollen. Anders 
in Polen! Hier werden die deutſchen 
Mannſchaften der Danziger 
Eisbrecher, die unter ſtändigem Einſatz 
ihres Lebens gegen die Naturgewalten an⸗ 
gekämpft haben, von einer räudigen 
Preſſemeute obendrein noch bez 
ſchimpft. Der „Kurjer Poznanſki“ hat 
es fertig gebracht, den deutſchen Mann⸗ 
ſchaften den Vorwurf zu machen, fie hätten 


ſich an dem Hilfswerk nur aus materieller 


Gewinnſucht beteiligt, — da fie nämlich, 
einem in der ganzen Welt geübten Brauche 


emäß, eine ihrer Arbeit entſprechende 
Löhnung erhielten. Es erübrigt ſich, das 
ungewöhnliche Maß von CTakltloſigkeit 


dieſes von einer Renegatenfamilie geleiteten 
Blattes näher zu charakteriſieren. Es 
genügt, den Fall zu vermerken; und es iſt 
nützlich, ihn nicht zu vergeſſen. 


Das Wojewodenblatt lügt 


Es wäre eigentlich angebracht, eine ſtändige 
Rubrik unter der Ueberſchrift „Das Wo: 
jewodenblatt lügt“ einzurichten. 
Wenn darauf verzichtet wird, ſo nicht etwa 
deshalb, weil es an Material hierzu fehlte, 
oder weil irgendein Anlaß beſtände, die 
Germanophobie dieſes amtlichen Organs zu 
verſchleiern, ſondern einfach deshalb, weil 
die Beſchränktheit des Raumes eine ſtändige 
Beſchäftigung mit den journaliſtiſchen Aus⸗ 
dünſtungen des Kattowitzer Amtsblattes 
verbietet. Es muß daher genügen, wenn 
die Berichterſtattung der „Polska Zachod⸗ 
nia“ ab und zu an einem Lehrbeiſpiel 
charakteriſiert wird: Vor kurzem wußte 
das genannte Blatt von einem vor einigen 
Jahren aus e ins Reich abge⸗ 
wanderten Arzt, einem Dr. Marketon, 
zu berichten, er fei dem „Terror des Hitle⸗ 
rismus“ zum Spfer gefallen und infolge 
der Verfolgungen, denen er im Reiche aus⸗ 
geſetzt geweſen ſein ſoll, wirtſchaftlich und 
ſeeliſch zermürbt, freiwillig aus dem Leben 
geſchieden. In dieſem Zuſammenhang 
glaubte das Kattowitzer Wojewodenblatt 
die Deutſchen Oſtoberſchleſiens dringend 


vor dem „brutalen Regime“ des National⸗ 
ſozialismus, das verdiente Menſchen in den 
Tod treibe, warnen zu müſſen. Dazu iſt 
ganz kurz zu bemerken: D. Marketon 
erfreut ſich trotz des „Nach- 
rufes“ der „Polska Zachodnia“ 
n. Ach, mi i N haften Bed · len. N- 
heit. Er iſt abſolut lebendig. Er ſteht 
in den Dienſten der deutſchen Wehrmacht 
und lebt als Stabsarzt in Oels. 


Memelländer im Hungerftreif 


Der litauiſche Staatspräſident hat zu 
Oſtern etwa 60 politiſche Gefangene be⸗ 
gnadigt. Darunter befinden ſich auch 
10 Memelländer, die im Jahre 1935 
in dem Kauener Kriegsgerichts⸗ 
prozeß zu langjährigen Zuchthausſtrafen 
verurteilt worden waren. Es handelt ſich 
bei den begnadigten Memelländern um den 
ehemaligen Führer der Chriſtlichſozialen 
Arbeitsgemeinſchaft, Freiherrn von Saß 
18 Jahre Zuchthaus), um den Landwirt 

onrad von Dreßler (8 Jahre Zucht⸗ 
haus), Franz Schedautzki (8 Jahre 
Zuchthaus und Vermögensbeſchlagnahme), 
den Landwirt Fritz Horn (4 Jahre Zucht⸗ 
haus), den Landwirt Otto Lorenz 
(4 Jahre Zuchthaus), den Polizeibeamten 
Willi Markus (4 Jahre Zuchthaus), 
Fritz Bendzus und Richard Torkel 
(je 6 Jahre Zuchthaus), Ewald Grone nz 
berg und Paul Ruhnke (je 8 Jahre 
Zuchthaus und Vermögensbeſchlagnahme). 
Nach der Begnadigung dieſer 10 werden 
immer noch etwa 40 Memel: 
länder, die im Kriegsgerichts⸗ 
prozeß verurteilt worden wa⸗ 
ren, in litauiſchen Zuchthäu— 
ſern gefangen gehalten. Die ent 
ehrende Behandlung, die den ihrer deutſchen 
Geſinnung wegen verurteilten Memel⸗ 
ländern von litauiſcher Seite zuteil wird, 
wird durch folgenden Vorfall beleuchtet: 
Vor kurzem wurden auf Anordnung des 
jüdiſchen Chefarztes des Kauener Zucht⸗ 
hauſes, Dr Sacharis, den gefangenen 


Memelländern wie gemeinen Bers 
brechern die Haare kurzge⸗ 
ſchoren. Da fih die Memelländer 


weigerten, ſich freiwillig dieſer entehrenden 
Prozedur zu unterziehen, wurden ihnen die 
Haare zwangsweiſe geſchoren. Vier von 
ihnen wurden wegen Widerſetzlichkeit mit 
verſchärftem Arreſt beſtraft. 
Nechtsanwalt Boettcher, einer der Ge⸗ 
fangenen, verlangte darauf, mit ſeinem 
Verteidiger in Verbindung zu treten, um 
durch dieſen eine Beſchwerde einreichen zu 
laffen. Dem Verkeidiger wurde 


jedoch der Zutritt zu ſeinem 
Mandanten verweigert. Darauf 
traten Boettcher und Kwauka in 
den Hungerſtreik. Es iſt trotz der 
Begnadigungen unmöglich, an eine ehrliche 
und anſtändige Verſöhnungsabſicht der 
Litculer. 271. auhen., fplanag. immer noch, 
Dutzende von Mlemelländern, die unter 
ſehr fragwürdigen Umftänden zu Zucht⸗ 
hausſtrafen verurteilt worden ſind, der 
Freiheit beraubt bleiben und obendrein noch 
derartigen entehrenden Mißhandlungen aus⸗ 


geſetzt ſind. 
Ausbootung der Oppoſition 


Die Danziger Zentrumspartei hatte das 
gegen ihr Parteiorgan ausgeſprochene Ber: 
bot durch die Herausgabe eines getarnten 
Erſatzblattes, das unter dem Namen „Das 
Kleine Blatt“ erſchien, zu umgehen verſucht. 
In dieſem Zuſammenhang wurde der Vor⸗ 
ſitzende der Danziger Zentrumspartei, 
Pfarrer Dr Stachnik, verhaftet und 
vom Schnellrichter zu Gefängnis verurteilt. 
Mit ihm zuſammen erhielt ſein Komplize, 
ein Referendar polniſchen Volkstums, 
eine Gefängnisſtrafe. — Der 8 5 des 
Wahlgeſetzes zum Danziger 
Volkstag iſt durch einen Zuſatz abge- 
ändert worden, der klarſtellt, daß ein Ver⸗ 
zicht auf ein Volkstagsmandat auch dann 
vorliegt, „wenn ſich ein Abgeordneter 
außerſtand ſetzt, die Pflichten, die ihm ſein 
Amt insbeſondere zur Mitarbeit auferlegt, 
zu erfüllen“. — Auf dieſe Weiſe gehen 
die wegen krimineller oder ſtaatsfeindlicher 
Handlungen im Gefängnis ſitzenden oder 
ins Ausland geflüchteten Volkstagsabge⸗ 
ordneten der Oppoſitionsparteien ihrer 
Mandate verluſtig. Ihre Mandate haben 
verloren der ehemalige ſozialdemokratiſche 
Abgeordnete Kruppke, der mit unbe⸗ 
kanntem Aufenthalt ins Ausland geflüchtet 
iſt, und der ehemalige ſozialdemokratiſche 
Fraktionsführer Brill, der ſein Mandat 
aus Geſundheitsrückſichten niedergelegt hat. 
Die liſtenmäßigen Nachfolger dieſer beiden 
Marxiſten, die Arbeiter Max Schwerdt⸗ 
feger und Julius Großmann, haben 
fi) als Hofpitanten der Natio: 
nalſozialiſtiſchen Volkstags⸗ 
fraktion zur Verfügung geſtellt. Den 
gleichen Schritt hat auch der Jen tr ums 
ab geordnete Johannes Günther 
vollzogen. 


Werbt für „Oſtland!“ 
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Bücher über den Oſten 


Geſchichte der Landeskultur Weſtpreußens 
und des Netzebezirks bis zum Ausgang der pol⸗ 
niſchen Zeit. Von Friedrich Mager. 
Volk und Reich Verlag, Berlin 1936. 
Seiten. Preis kartoniert 5,— RM. — Das 
Buch hinterläßt einen tiefen Eindruck, obwohl 
oder vielmehr gerade weil es nicht mehr will, 
als eine nüchterne Darſtellung der beiſpielloſen 
Mißwirtſchaft geben, durch die die Landeskultur 
des alten Ordenslandes unter polniſcher Herr- 
ſchaft zerſtört worden iſt. Im erſten Drittel 
des Buches werden Zuſtand und Entwicklung 
Weſtpreußens und des Netzegebietes zur Zeit 
der pommerelliſchen Herzöge und unter der be⸗ 
fruchtenden koloniſatoriſchen Tätigkeit des Deut⸗ 
ſchen Ritterordens geſchildert. Der Hauptteil 
iſt der polniſchen geit gewidmet. Vor dem 
30 jährigen Krieg war Weſtpreußen ein Land 
der freien Bauern und blühenden Städte, ein 
Land mit ausgebildetem Verkehrsweſen, mit 
geordneter Verwaltung, mit hoher landwirt⸗ 
ſchaftlicher Kultur, die dem Boden ſeine Schätze 
abzuringen, aber auch ſeine Reſerven zu ſchonen 
und ſeine Fruchtbarkeit zu mehren verſtand, ein 
reiches Land, deſſen Bevölkerung zum größeren 
Teile aus Deutſchen beſtand und in dem auch 
der nichtdeutſche (kaſchubiſche) Bevölkerungs⸗ 
teil unter der Leitung und Fürſorge einer ge⸗ 
rechten Obrigkeit gut zu leben hatte. All das 
wurde anders mit der erſten Teilung Preußens, 
die 1466 durch den 2. Thorner Frieden erfolgte, 
und befonders nach dem Rechtsbruch von Lu: 
blin (1569), der die letzten, einer gewaltſamen 
Poloniſierung des Landes entgegenſtehenden 
Schranken beſeitigte. Die polniſche Zeit des 
alten Ordenslandes bietet ein welthiſtoriſches 
Muſterbeiſpiel dafür, wie ein hoch entwickeltes 
Land durch eine unfähige, ausbeuteriſche und 
gewalttätige Fremdherrſchaft von Grund auf 
zerſtört werden kann. lleberſichtlich und ein⸗ 
dringlich, durch zahlreiche zeitgenöſſiſche Quellen 
unterſtützt, ſchildert Friedrich Mager, was die 
polniſche Herrſchaft aus dem Lande und ſeinen 
Bewohnern gemacht hat: die Verſklavung der 
Bauern, deren menſchliche Würde in Rohheit, 
Hunger und geiſtigem Dunkel verkam, die Ent⸗ 
rechtung und Ausplünderung der Bürger, deren 
einſt blühende Städte zu ſtinkenden Trümmer⸗ 
haufen zerfielen und zu jüdiſchen Dreckneſtern 
wurden, die Vernichtung der natürlichen Frucht⸗ 
barkeit des Bodens durch ſinnloſen Raubbau, 
die brutale Zerſtörung der Wälder durch Raub⸗ 
hieb und Brand. Es iſt ein erſchütterndes 
Bild, das hier aufgerollt wird. Das hat Polen 
aus Weſtpreußen gemacht: „eine Hölle der 
Bauern, ein Fegefeuer der Bürger, einen Him⸗ 
mel des Adels und ein Paradies der Juden“. 
Man legt ſich, wenn man die nüchterne und 
gänzlich unpathetiſche Darſtellung Magers 
lieſt, ohne weiteres die Frage vor, ob Verſailles 
fo ausgefallen wäre, wenn die dort maßgeben⸗ 
den Diplomaten auch nur einen Teil von dem 
gewußt hätten, was ſich unter polniſcher Herr⸗ 


136 


ſchaft in dem alten Ordensland abgeſpielt hat. 
Und man begreift die Größe der Arbeit, die 
nach der Befreiung des Landes durch Friedrich 
den Großen von Preußen dort geleiſtet worden 
iſt. Keiner, der ſich mit den geſchichtlichen 
Fragen des Oſtens befaßt, darf an dieſer 
Schrift vorübergehen. Dr. K. 

Dominium maris baltici. Von Axel 
Schmidt. Verlag Georg Stilke, Berlin 1936. 
76 Seiten. Mit einigen Karten. (Heft 31 der 
Schriftenreihe der Preußiſchen Jahrbücher.) — 
Die Schrift zerfällt in drei Teile: die politiſche 
und wirtſchaftliche Geſchichte des Oſtſeeraumes, 
die gegenwärtige politiſche und wirtſchaftliche 
Lage dieſes Raumes und deſſen derzeitige wehr⸗ 
politiſche Situation. Im erſten Teil wird ein 
(mitunter etwas zu gedrängter) Ueberblick über 
die Kräfte gegeben, die vom 9. Jahrhundert 
unſerer Zeitrechnung an bis in die Gegenwart 
hinein die macht⸗ und wirtſchaftspolitiſche Herr⸗ 
ſchaft über die Oſtſee, das dominium maris 
baltici, an ſich zu reißen verſuchten: Die Er⸗ 
oberungs⸗ und Handelszüge der Wikinger wur: 
den abgelöſt von den Expanſionsbeſtrebungen 
der Dänen. In dem Zweiklang von Hanſe und 
Orden erlebte die Oſtſee unter deutſcher Füh⸗ 
rung die wirtſchaftliche und kulturelle Blüte der 
ſie umgebenden Länder, bis Schwedens Militär⸗ 
macht die beherrſchenden Punkte der deutſchen 
Gegenküſte beſetzte. Mit Peter dem Großen 
begann ſich Rußland zur ſtärkſten Macht an der 
Oſtſee zu entfalten, um der von Brandenburg⸗ 
Preußen aufgebauten Machtſtellung des Deut⸗ 
ſchen Reiches zu weichen, die in der deutſchen 
Alleinherrſchaft in der Oſtſee während des 
Weltkrieges ihren Höhepunkt fand. Wichtig iſt 
bei dieſer geſchichtlichen Betrachtung die Sefl- 
ſtellung, daß Polen und Rußland in den Zeiten, 
in denen ſie die führenden Großmächte Oſt⸗ 
europas waren, weder politiſch noch wirtſchaft⸗ 
lich eine tatſächliche Herrſchaft über die Oſtſee 
auszuüben vermochten, daß ſie, obwohl ſie ſich 
auf der Höhe ihrer Macht im Beſitze des ent⸗ 
ſcheidenden, livländiſchen Abſchnittes der Oſtſee⸗ 
küſte befanden, niemals Seemächte, ſondern 
immer nur Kontinentalſtaaten waren. Vor allem 
hat Polen, was Schmidt nicht klar genug her⸗ 
ausſtellt, die deutſchen Hafenſtädte der Oſtſee 
und die Mündungen der Flüſſe niemals wirklich 
beherrſcht. Der zweite Teil der Schrift be⸗ 
ſchränkt ſich im weſentlichen darauf, einen Leber- 
blick über den Außenhandel der Dftfeeanlieger 
und deſſen Bedeutung für den Verkehr auf der 
Oſtſee zu geben. Die Darſtellung ergibt die 
geringe handelspolitiſche Bedeutung der Oſtſee 
für Rußland, das handelspolitiſche Vordringen 
Englands in den nordiſch-baltiſchen Raum und 
die (z. T. auch durch die Grenzveränderungen im 
Oſten verurſachte) Zurückdrängung Deutſchlands 
im Oſtſeehandel. Wirtſchafts⸗ und handels- 
politiſche Schlußfolgerungen aus dieſer Entwick⸗ 
lung werden für Deutſchand in der Schmidtſchen 
Schrift nicht gezogen. Der letzte Teil, der die 


wehrpolitiſche Lage im Oſtſeeraum behandelt, 
verweiſt auf die Wirkungen, die ſich aus dem 
Aufbau der Seeſtreitkräfte der Anliegerſtaaten 
ergeben. Das dominium maris baltici — das 
iſt das Ergebnis der Betrachtungen Schmidts 
— iſt in der Form der Allein herrſchaft einer 
Macht niemals Tatſache geworden. Soweit 
Verſuche in dieſer Richtung (wie von Schweden) 
gemacht worden ſind, ſind ſie ſtets vor der Er⸗ 
reichung des Zieles geſcheitert. Dieſe Allein⸗ 
herrſchaft iſt auch in der Gegenwart nicht das 
Ziel des Deutſchen Reiches. Wohl aber iſt es 
ein deutſches Ziel, die Oſtſee als ein „germani⸗ 
ſches Meer“ zu erhalten, das die ſeine Küſten 
bewohnenden Völker im Geiſte einer nordiſch⸗ 
germaniſch⸗proteſtantiſchen Gemeinſamkeit mit: 
einander verbindet. Dr. 


Polen. Heft VIII der Sammlung „Die un⸗ 
ſterbliche Landſchaft“ (Die Fronten des Welt: 
Erieges). Herausgegeben von Erich Otto 
Volkmann. Bibliographiſches Inſtitut AG., 
Leipzig 1935. 46 Seiten. Preis 3,860 RM. — 
13 Seiten Text und etwa 80 Bilder umfaßt 
dieſes Gedenkbuch des Krieges in Polen, Litau⸗ 
en und Weißrußland. Was im Text kurz 
skizziert wird, die Schlacht bei Lodz, der be- 
ginnende Stellungskrieg, das Eindrücken des 
ruſſiſchen Feſtungsgürtels an der Weichſel⸗ 
Bobr⸗Narew⸗Linie, der monatelange Verfol⸗ 
gungskrieg und dann das Erſtarren der Oſtfront, 
die nur noch einmal, im Frühjahr 1918, durch 
den deutſchen Vormarſch bis zum Peipusſee und 
tief nach Weißrußland und in die Ukraine hinein 
in Bewegung geriet, wird dann in den Bildern 
anſchaulich erläutert. Das weite Land, ſeine 
Städte und Dörfer, ſeine Flüſſe und Sümpfe 
werden gezeigt, ſo wie der deutſche Soldat ſie 
erlebt und geſehen hat, und weiter zerſtörte 
Feſtungswerke, geſprengte Brücken, Volkstypen, 
marſchierende Truppen, zerſchoſſene Ortſchaften, 
Feldbefeſtigungen uſw. Es iſt das Buch des 
Krieges in Polen, der den deutſchen Heeren 
den Sieg, den Polen aber den Staat gebracht 
hat. Dr. K. 


Unſer Amerika. Der deutſche Anteil an 
den Vereinigten Staaten. Von Colin Roß. 
Mit 6 Karten. Verlag F. A. Brockhaus, 
Leipzig 1936. 347 Seiten. Preis 4.— RM. 
Dieſes Buch iſt das Ergebnis jahrelanger Rei⸗ 
ſen und Studien in den Vereinigten Staaten. 
Es iſt der erſte Verſuch, die Geſchichte Ameri⸗ 
kas vom Standpunkt der Deutſchen zu ſehen, 
alſo desjenigen Bevölkerungselementes, deſſen 
Blutanteil an der Geſamtbevölkerung der 
Staaten heute mindeſtens ein Drittel ausmacht 
und das durch den Einſatz ſeines Blutes und 
durch die Arbeit ſeiner Führerperſönlichkeiten 
für ſeine neue Heimat Entſcheidendes geleiſtet 
hat. Männer wie Peter Minnewit, der Neu: 
Amſterdam (Neupork) gründete, General Steu⸗ 
ben, der der unentbehrlichſte Helfer und Rat: 
geber Waſhingtons war, Johann Auguft 
Sutter, der als der bedeutendfte Kolonialpionier 
Kaliforniens das tragiſche Schickſal erlebte, das 
unendlich vielen tüchtigen Deutſchen in den 


Staaten zuteil wurde, und Carl Schurz, der als 
Führer der Deutſchen den Sieg Lincolns und da⸗ 
mit den Sieg der Nordſtaaten im Sezeſſions⸗ 
krieg ſicherte, haben mit den hinter ihnen ſtehen⸗ 
den Deutſchen ſo maßgebend amerikaniſches 
Schickſal mitgeſtaltet, daß man mit Recht ſagen 
kann, die Vereinigten Staaten wären ohne die 
Deutſchen nicht das, was ſie heute ſind. Um ſo 
erſtaunlicher uind unbegreiflicher iſt es zunächſt, 
daß ſich die Amerikaner deutſchen Blutes in ihrer 
neuen Heimat politiſch niemals durchzuſetzen ver⸗ 
mochten, ja daß ſie von den Angloamerikanern 
ſtets als Bürger zweiter Ordnung angeſehen 
und, falls ſie zu Geld und Anſehen gekommen 
waren, nur gegen das Opfer der Angliſierung 
von dieſen geſellſchaftlich anerkannt wurden. 
Mit dieſer ſchwer zu begreifenden Erſcheinung 
vor allem ſetzt ſich Colin Roß in ſeinem Buche 
auseinander. Er erzählt davon, wie die deut⸗ 
ſchen Leiſtungen nicht erſt während des Welt⸗ 
krieges, ſondern ſeit jeher von den Anglo⸗ 
amerikanern ſyſtematiſch und oft in gehäſſigſter 
Form herabgeſetzt worden ſind. Er ſpricht von 
der nachhaltigen Wirkung des „Mayflower“⸗ 
Mythus, der eine bewußte Verächtlichmachung 
aller nichtbritiſchen, auch der deutſchen Ein⸗ 
wanderer bedeutet. Er berichtet über die Rolle 
der menſchheitsbeglückenden Ideen, die von dem 
puritaniſchen angloamerikaniſchen Element ſtets 
mit der größten Brutalität als Vorſpann ge⸗ 
ſchäftlicher und machtpolitiſcher Intereſſen aus- 
genutzt, von den Deutſchen aber als ſittliche 
Verpflichtung (im Geiſte des echt deutſchen 
Pietismus) aufgefaßt wurden. Er übt auch 
verdiente Kritik an Deutſchland und dem Deut⸗ 
ſchen Reiche, das ſeine Menſchen als verkaufte 
Landsknechte, als politiſch Entrechtete, als wirt⸗ 
ſchaftlich Unterdrückte, in jedem Falle als ver⸗ 
lorene Söhne erſt zu tauſenden, dann zu 
hunderttauſenden und ſchließlich zu Millionen 
über den großen Teich geſchickt hat. Was ſich 
Colin Roß in ſeinem Buche zum Ziel geſetzt hat, 
daß iſt, die tiefe Kluft zu überbrücken, die 
zwiſchen der tatſächlichen Leiſtung der Ameri- 
Faner deutſchen Blutes und der praktiſch-politi⸗ 
ſchen Bedeutungsloſigkeit dieſer Menſchen deut⸗ 
ſcher Herkunft beſteht. Colin Roß iſt davon 
überzeugt, daß die Vereinigten Staaten, nachdem 
ſie kurz nach dem Weltkriege den Höhepunkt 
ihres geradezu phantaſtiſchen Aufſtieges erlebt 
haben, an einem entſcheidenden Wendepunkt 
ihrer Geſchichte ſtehen. Er glaubt, daß die Zeit 
der Ideen der Gleichheit, Freiheit und Demo⸗ 
kratie, die ſeit der Verkündung der Unabhängig⸗ 
keit das amerikaniſche Denken beſtimmt haben, 
vorbei iſt, daß auch Amerika neuer Ideen be: 
darf, wenn ſich an die Stelle der geſcheiterten 
Demokratie nicht der Kommunismus ſetzen ſoll. 
Er ſieht, daß in den Staaten nicht nur mit dem 
Boden furchtbarer Raubbau getrieben worden 
iſt, der heute ſchon dieſes reichſte Land der Erde 
vor die Notwendigkeit ſtellt, Getreide aus dem 
Auslande einzuführen, ſondern daß eine noch 
viel rückſichtsloſere Verwüſtung der Seelen 
erfolgt iſt, eine Standardiſierung und Entwurze⸗ 
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lung der Menſchen, deren Heimatgefühl mit 
Gewalt ertötet und deren Volksbewußtſein mit 
Vorbedacht erſtickt worden iſt, und die heute 
die letzte innere Bindung zu einander zu ver: 
lieren drohen. Hier, ſagt Colin Roß, können 
und werden es die bisher zurückgedrängten und 
geringgeſchätzten, aber immer noch vorhandenen 
iimeren Werte der Amerikaner deutſchen Blutes 
ſein, die die drohende Leere auszufüllen und die 
gefährlichen Klüfte zu überbrücken beſtimmt 
ſind. Nicht die Oſtküſte der Staaten, die bisher 
der herrſchende Landesteil war, ſondern der 
Mittelweſten, deſſen Achſe das Stromgebiet des 
Miſſiſſippi ift und der den ſtärkſten Anteil deut- 


ſchen Blutes aufweiſt, werde in Zukunft das 
geiſtig und wirtſchaftlich herrſchende Zentrum 
Amerikas ſein. Dieſer Glaube an „unſer Ame⸗ 
rifa”, an die Zukunft der „Menſchen deutſchen 
Blutes und amerikaniſchen Bodens“, die den 
Bindeſtrich fallen laſſen, den man ihnen an— 
hängen wollte, iſt es, der das ganze Buch von 
Colin Roß erfüllt und das Gefühl der Scham 
und Erbitterung überwindet, das einen erfaßt, 
wenn man von der Mißachtung lieſt, die dieſen 
Deutſchen bisher in ihrer neuen Heimat ent- 
gegengebracht worden iſt, und von dem Verrat, 
deſſen ſich die alte Heimat an ihnen ſchuldig 
gemacht hat. Dr. K. 
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